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Executive Summary 
Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
(HRO) und die Unternehmen der RVV 
Rostocker Versorgungs- und Verkehrs-Holding 
GmbH (RVV) verfolgen das gemeinsame Ziel, 
die Leistungen der kommunalen Daseinsvor-
sorge auch unter sich verändernden klimati-
schen, regulatorischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zuverlässig, bezahlbar 
und zukunftsfähig bereitzustellen und die Stadt 
lebenswert zu entwickeln.  

In einem gemeinsamen Projekt der Verwaltung 
der HRO, der RVV mit Unterstützung von Ram-
boll Management Consulting wurden beste-
hende Strategien, laufende Planungsprozesse 
und ausgewählte Investitionsvorhaben in einen 
gemeinsamen Rahmen in wirtschaftlicher Hin-
sicht und mit Blick auf die Klimaschutzziele so-
wie Bedeutung für die nachhaltige Daseinsvor-
sorge eingeordnet.  

Die Ergebnisse aus dem Projekt lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

Zur Erreichung der Nettotreibhausgasneutrali-
tät bis 2045 ist der Umbau des Fernwärme-Er-
zeugerparks der zentrale strategische Hebel. 
Aufgrund eines – auch historisch bedingt – be-
reits hohen Fernwärmeanschlussgrades, ana-
log anderer ostdeutscher Großstädte, besteht 
eine hohe regionale Verantwortung für die Min-
derung von Treibhausgasemissionen im Zu-
ständigkeitsbereich der RVV. Durch übergrei-
fende Planungen (z. B. Wärmeplanung, Nah-
verkehrsplan) reagieren die HRO und die RVV 
bereits aktiv auf die Herausforderungen. Nähe-
res dazu regeln insbesondere Bundes- und 
Landesgesetze und -programme, welche die 
Wirtschaftlichkeit einzelner Vorhaben – ge-
meinsam mit einer Entwicklung der strukturel-
len und technischen Rahmenbedingungen – 
maßgeblich prägen.   

Die HRO war dabei bereits eine der ersten 
Großstädte mit kommunalen Wärmeplan, wel-
cher aktuell fortgeschrieben wird. Den investi-
ven Anforderungen zur Erreichung der Klima-
schutzziele folgend, werden zudem Mittel im 
RVV-Konzern konsequent thesauriert und 
durch die HRO zugeführt.  

Mittelfristig heben dabei vor allem Projekte der 
Stadtwerke Rostock AG (SWRAG) Bundesför-
derprogramme Wertschöpfungsbeiträge für die 
HRO.  

Die Konzernmittel der RVV ermöglichen ge-
meinsam mit den Fördermitteln zudem weitere 
wichtige und strategische Großprojekte für die 
Stadtentwicklung (z. B. die Straßenbahnnetzer-
weiterung Tram West), ohne dass bisher Priori-
sierungsentscheidungen bei Mittelzuweisun-
gen notwendig geworden sind.  Zusammen mit 
den aktuell durch die HRO eingeplanten Mitteln 
können alle in der Mittelfrist bis 2030 vorgese-
henen Projekte entsprechend den gesetzlichen 
Klimaschutzzielen umgesetzt werden. Die Leis-
tungen der Daseinsvorsorge können dabei wei-
ter marktgerecht und nachhaltig erbracht wer-
den.  

Die dafür notwendigen Investitionen führen 
dennoch zu einer wesentlichen Ausweitung der 
Investitionstätigkeit.  

Die dezentrale Planung und Umsetzung von 
Projekten in den Tochterunternehmen haben 
sich dabei bewährt. Konflikte in der Baukoordi-
nierung, -genehmigung und -umsetzung im öf-
fentlichen Raum können nicht ausgeschlossen 
werden und sollten frühzeitig auf den operati-
ven Ebenen der Tochterunternehmen ausge-
steuert werden. Entsprechend gewinnt die 
handlungsfeldübergreifende Koordination von 
Planungs- und Bauvorhaben an Bedeutung. 
Die Verbesserung der Prozesse bei Baugeneh-
migungen und -planungen, die Kommunikation 
der Baustellen im öffentlichen Raum und die 
Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und den 
Bauherren ist weiter zu verbessern.    

Auch wenn mit den dargestellten Abhängigkei-
ten und wesentlichen Einzelprojekten die ge-
setzliche Zielerreichung bis 2030 sichergestellt 
wird, benötigen die Projekte für die Umsetzung 
politische Unterstützung, Verständnis und eine 
enge operative Überwachung durch die Toch-
terunternehmen einschließlich der zuständigen 
Aufsichtsgremien.  

Zur Orientierung und handlungsfeldübergrei-
fenden Koordination der Akteure der nachhalti-
gen Daseinsvorsorge könnte z. B. das Dialog-
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forum Wärmeplanung in ein Dialogforum Ener-
gieplanung weiterentwickelt werden. Die Infra-
strukturunternehmen, das Stadtplanungs- und 
Tiefbauamt können dabei bereits frühzeitig in 
den Transformationsprozess eingebunden wer-
den, um diese Entwicklungen im Rahmen der 
Stadtentwicklung und Verkehrsnetzplanung be-
rücksichtigen und mitgestalten zu können. 

Nach 2030 sind zudem noch 70 % der relevan-
ten Treibhausgasemissionen einzusparen, was 
deutlich ansteigende Mittelbereitstellungen und 
Investitionstätigkeiten erfordern wird, die über 
die aktuelle Mittelfristplanung auf RVV-Kon-
zernebene nochmals deutlich hinausgehen 
werden. Grundlage für die weitere Transforma-
tion sind die sektoralen gesetzlichen Vorgaben 
sowie Teilplanungen, welche fortzuschreiben 
sind. Die sich daraus ergebenden handlungs-
feldspezifischen Teil-Strategien sind angesichts 
der Dynamik in den Rahmenbedingungen mit-
telfristig (voraussichtlich 2028) im Rahmen der 
Berichterstattung an die Bürgerschaft und 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach CSRD 
zu evaluieren. Der hier vorliegende Bericht um-
reißt dabei bereits den dafür etablierten Rah-
men zur Transformation der Daseinsvorsorge 
entlang der (sektoralen) Wärme- und Transfor-

mationsplanung, Nahverkehrsplanung, Netz-
ausbauplanung und (gesamtheitlichen) Wirt-
schaftsplanung.  

Konkrete Einzelprojekte unterliegen in Planung 
und Realisierung jeweils projektspezifischer 
Anforderungen und werden entlang dieser wei-
ter ausdefiniert. Planungs- und Genehmigungs-
verfahren sowie Förderaufrufe setzen hierbei 
wesentliche Leitplanken, entlang dieser das je-
weilige Projektportfolio entwickelt wird. Der 
Zeithorizont einzelner Projekte kann dabei von 
wenigen Jahren bis hin zu mehreren Jahrzehn-
ten betragen. Die zuvor genannten sektoralen 
Gesamtplanungen stellen dabei unter Einbin-
dung der Gremien zwischen Verwaltung, Bür-
gerschaft und RVV eine Erreichung der Ziele 
und gesetzlichen Anforderungen sicher.  

Während der Projektdurchführung sind politi-
sche Schwerpunkte im Bereich Klimaschutz 
verändert worden. Externe übergeordnete Rah-
menbedingungen haben sich dynamisch verän-
dert. Zielkonflikte, z. B. zwischen der Versor-
gungssicherheit und Kosteneffizienz sind ent-
sprechend laufend quantitativ und ganzheitlich 
zu bewerten und zu diskutieren. 

 

  



4 

Inhalt 
Executive Summary .............................................................................................................................. 2 
Vorwort ................................................................................................................................................... 5 
1 Ausgangslage und Zielsetzung .................................................................................................. 6 
1.1 Verständnis nachhaltiger Daseinsvorsorge im kommunalen Kontext ............................................ 6 
1.2 Beschreibung zentraler Akteure und Rahmenbedingungen .......................................................... 8 
1.3 Handlungsfelder und Teilziele der nachhaltigen Daseinsvorsorge .............................................. 11 
2 Planungsprozesse und Transformationsprojekte ................................................................... 16 
2.1 Kommunale Wärmeplanung und Transformationsplanung .......................................................... 17 
2.2 Nahverkehrsplanung und Antriebswende öffentlicher Nahverkehr .............................................. 19 
2.3 Projektübersicht ............................................................................................................................ 21 
2.4 Abwasserwärmenutzung (AWN) .................................................................................................. 23 
2.5 Fernwärmeauskopplung Ersatzbrennstoffanlage Überseehafen (FAK EBS) .............................. 24 
2.6 Umbau Erzeugerpark und Fernwärmenetz Rostock ab 2030 ...................................................... 25 
2.7 Power-to-Heat-Anlage (PtH) mit Wärmespeicher (abgeschlossen) ............................................. 26 
2.8 Langzeitwärmespeicher (LZS) ..................................................................................................... 27 
2.9 Ausbau, Verdichtung und Sanierung Fernwärmenetz.................................................................. 28 
2.10 Das Basisnetz der Energiewende: Ausbau Stromnetz ................................................................ 29 
2.11 Bau Batteriespeicher .................................................................................................................... 30 
2.12 Entwässerungsleitachse / Schwammstadt 2080 .......................................................................... 31 
2.13 Klimawandelanpassung Meeresspiegelanstieg ........................................................................... 32 
2.14 Tram West .................................................................................................................................... 33 
2.15 Klimaneutrale Busbeschaffungsstrategie einschließlich Ladeinfrastruktur .................................. 34 
2.16 Zyklische Straßenbahnbeschaffung ............................................................................................. 35 
2.17 PV-Anlage Parkentin .................................................................................................................... 36 
2.18 Umstellung Fahrzeuge auf CO2-neutrale Antriebe ....................................................................... 37 
2.19 Sanierung Hafeninfrastruktur und Warnowpier ............................................................................ 38 
3 Ausblick ....................................................................................................................................... 39 
3.1 Projektübergreifende Einordnung zur Finanzierung und Wirtschaftlichkeit ................................. 39 
3.2 Strategische Schlüsselfaktoren zur Erreichung der Klimaneutralität ........................................... 41 
3.3 Weiterer Transformationsfahrplan bis 2045 ................................................................................. 43 
4 Anhang ........................................................................................................................................ 45 
4.1 Abkürzungsverzeichnis ................................................................................................................ 45 
4.2 Abbildungsverzeichnis .................................................................................................................. 46 
5 Impressum .................................................................................................................................. 47 
 

 



5 

Vorwort
Liebe Rostockerinnen und Rostocker, 

unsere Stadt steht vor einer der wichtigsten 
Aufgaben unserer Zeit: Der zukunftsfähigen, si-
cheren und klimaneutralen Ausgestaltung un-
serer Daseinsvorsorge mit Wärme und Energie, 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, öffentlicher 
Mobilität und Hafenwirtschaft. 

All diese grundlegenden Leistungen bilden das 
Rückgrat unserer Lebensqualität und unseres 
wirtschaftlichen Erfolgs. Sie prägen, wie wir in 
Rostock leben, arbeiten und uns fortbewegen. 
Und sie entscheiden darüber, wie widerstands-
fähig wir als Stadt gegenüber Krisen, geopoliti-
schen Veränderungen und den Folgen des Kli-
mawandels sind. 

Wir wissen: Die Transformation zu einer nach-
haltigen und klimaneutralen Daseinsvorsorge 
wird anspruchsvoll. Sie verlangt erhebliche In-
vestitionen, ein hohes Maß an Transformation 
und vor allem ein gemeinsames Vorgehen aller 
Akteure. Denn Rostock kann diesen Weg nicht 
allein gehen. Wir gestalten ihn zusammen: Ver-
waltung, Bürgerschaft, unsere kommunalen 
Unternehmen und mit Partnern in Mecklenburg-
Vorpommern, Deutschland und Europa. 

In den vergangenen Jahren haben wir bereits 
wichtige Grundlagen gelegt: neue Speicher-
technologien, die Modernisierung unseres Nah-
verkehrs, der Ausbau der Fernwärme, sowie 
Resilienz in der Wasserwirtschaft und Abfallver-
wertung. Doch auf dem Weg zur Klimaneutrali-
tät bis spätestens 2045 stehen wir erst am An-
fang eines langjährigen, komplexen Prozesses. 

Vor diesem Hintergrund haben wir bereits im 
Jahr 2023 ein Projekt für einen gemeinsamen 
Transformationspfad für die kommunale Da-
seinsvorsorge der Unternehmen der RVV 
Rostocker Versorgungs- und Verkehrs-Holding 
GmbH (RVV) initiiert. Im Ergebnis des Prozes-
ses hat sich die Komplexität der damit verbun-
denen Entscheidungen gezeigt. Schwerpunkte 
auf allen politischen Ebenen haben sich mittler-
weile verändert, ohne das Ziel 2045 aus dem 
Blick zu verlieren. Durch die Bereitstellung von 
finanziellen Mittel in der Vergangenheit beste-

hen Handlungsspielräume und es hat sich ge-
zeigt, dass die RVV Unternehmen, welche die 
wesentlichen Leistungen der kommunalen Da-
seinsvorsorge bereitstellen, auf Kurs sind.  

Der vorliegende Bericht zeigt, wie wir als Stadt 
und RVV-Unternehmensverbund die Daseins-
vorsorge denken wollen: ökologisch verantwor-
tungsvoll, wirtschaftlich tragfähig und sozial 
ausgewogen. Er beschreibt, wie wir Versor-
gungssicherheit gewährleisten, Resilienz stär-
ken und gleichzeitig die Grundlage für eine kli-
maneutrale Zukunft schaffen. Er adressiert die 
laufenden Projekte und zeigt auch, dass der 
Weg hin zu Klimaneutralität noch viele Heraus-
forderungen bereithält. Dabei können und müs-
sen an vielen Stellen auch weitere Entschei-
dungen, politische und technologische Entwick-
lungen abgewartet werden.  

Es wird darauf ankommen, was uns als Stadt 
auszeichnet: Wir gehen die großen Herausfor-
derungen gemeinsam an. Wir richten unser 
Handeln an klaren Zielbildern aus. Wir investie-
ren in unsere Zukunft, für ein lebenswertes, mo-
dernes und widerstandsfähiges Rostock. 

Ich danke allen, die an diesem Projekt mitgear-
beitet haben und ihn künftig mit Leben füllen. 
Lassen Sie uns diesen Weg entschlossen fort-
setzen. Für unsere Stadt. Für unsere gemein-
same Zukunft. 

Ihre Oberbürgermeisterin 
Eva-Maria Kröger  
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1 Ausgangslage und Zielsetzung 

1.1 Verständnis nachhaltiger Daseinsvorsorge im kommunalen Kontext 

Eine nachhaltige Daseinsvorsorge gehört zu 
den zentralen kommunalen Aufgaben der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock. Unter 
dem Motto „Wir machen Rostock lebenswert“ 
sorgen die Beteiligungsgesellschaften der RVV 
für eine sichere, nachhaltige, preiswürdige, 
wettbewerbs- und zukunftsfähige Bereitstellung 
von Infrastruktur und Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge in der Region Rostock (siehe Ab-
bildung 1).  

Die Daseinsvorsorge umfasst damit die zuver-
lässige Bereitstellung grundlegender kommu-
naler Leistungen, insbesondere in den Berei-
chen der Wärme- und Energieversorgung, der 
Wasserwirtschaft, der Abfallentsorgung sowie 
der öffentlichen Mobilität inklusive der hierfür 
erforderlichen Infrastruktur. Diese Leistungen 
bilden ein wesentliches Fundament von Le-
bensqualität, sozialer Teilhabe und wirtschaftli-
cher Entwicklung in Rostock und der Region. 
Zugleich stehen diese Bereiche angesichts viel-
fältiger äußerer Einflüsse unter einem erhebli-
chen Transformationsbedarf, der eine strategi-
sche Neuausrichtung und langfristig tragfähige 
Weiterentwicklung erfordert. 

Ein wesentlicher Treiber der Transformation ist 
die Gesamtheit kommunaler, bundesweiter und 
globaler Beschlüsse, die die Erreichung der Kli-
maneutralität bis Mitte dieses Jahrhunderts be-
stärken, den gesetzlichen Rahmen für das Han-
deln verankern sowie Ziellinien vorgeben. Maß-
geblich zählen dazu die UN-Ziele für nachhal-
tige Entwicklung, die Klimaschutzabkommen 
von Kyoto und Paris, der Europäische Emissi-
onshandel (ETS), das Bundes-Klimaschutzge-
setz (KSG), das Gesetz über die Beschaffung 
sauberer Straßenfahrzeuge, das Wärmepla-
nungsgesetz (WPG), das Gebäudeenergiege-
setz (GEG), der kommunale „Masterplan 100 % 
Klimaschutz“ in Rostock sowie weiterführende 
Beschlüsse zur klimaneutralen Ausrichtung der 
Stadtverwaltung, zuletzt im Dezember 2025.  

Zusammengenommen verpflichten diese Be-
schlüsse und Gesetze die Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock gemeinsam mit der RVV 

und ihren Tochterunternehmen, die Daseins-
vorsorge bis spätestens 2045 klimaneutral 
auszurichten, wobei sich teils sektorale Zwi-

 

Wir machen Rostock lebenswert, RVV 

Wir - die RVV, zusammen mit den weiteren 
kommunalen Unternehmen, der Verwal-
tung, der Bürgerschaft und allen weiteren 
Interessenträgern in der Hanse- und Univer-
sitätsstadt Rostock - sorgen für eine si-
chere, nachhaltige, preiswürdige, wettbe-
werbsfähige und zukunftsfähige Bereitstel-
lung von Infrastruktur und Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge in der Region 
Rostock. Uns liegen Gemeinwohl und Le-
bensqualität in Rostock am Herzen und wir 
verstehen uns als Impulsgeber für die Stadt-
entwicklung, die Wirtschaft und den Touris-
mus. 

Wir vernetzen unsere Dienstleistungen und 
sichern einen barrierefreien und serviceori-
entierten Zugang für alle Bürger, Gäste und 
Unternehmen. Unseren Mitarbeitenden be-
gegnen wir mit großem Vertrauen und Res-
pekt. 

Wir übernehmen Verantwortung für zukünf-
tige Generationen und leisten durch Ener-
gie- und Ressourceneffizienz sowie unser 
breites Angebot einen nachhaltigen Beitrag 
für unsere Umwelt. 

Das Handeln der RVV Unternehmen wird 
bestimmt durch den gesetzlichen Rahmen 
in Deutschland. Im Rahmen der Ziele stre-
ben wir eine klimaneutralen Daseinsvor-
sorge 2045 an. Die damit verbundene 
Transformation ist heraufordernd, laufend 
zu evaluieren und zu erklären.    

 Abbildung 1: Leitbild der RVV Rostocker Versor-
gungs- und Verkehrs-Holding GmbH (RVV) 
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schenziele ergeben. Diese bilden die Mindest-
anforderung für die ökologische Dimension der 
nachhaltigen Daseinsvorsorge.  

Zusätzlich zur übergeordneten Anforderung der 
Klimaneutralität prägen weitere Entwicklungen 
die zukünftige Ausgestaltung der Daseinsvor-
sorge.  

Die geopolitischen Entwicklungen der vergan-
genen Jahre, insbesondere der russische An-
griffskrieg gegen die Ukraine, verdeutlichen die 
Notwendigkeit resilienter Versorgungssysteme 
und unabhängiger Energiebezüge. Daneben 
rücken steigende Investitions- und Betriebskos-
ten für Energie aus fossilen Rohstoffen, globale 
Lieferketten sowie der verstärkte Schutz kriti-
scher Infrastruktur die Versorgungssicherheit 
und Risikovorsorge noch stärker in den Mittel-
punkt. Parallel wirken die Auswirkungen des 
Klimawandels bereits heute auf die städtische 
Infrastruktur in Rostock: Hitzeperioden, 
Starkregenereignisse oder langanhaltende Tro-
ckenphasen erfordern langfristig eine systema-
tische kommunale Klimaanpassung, wie auch 
Untersuchungen zu Klimarisiken zeigen. Zu-
dem beeinflussen veränderte regulatorische 
Rahmenbedingungen die langfristige Verfüg-
barkeit und Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher 
Technologien weiter.    

Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock, die 
RVV und ihre Tochterunternehmen verfolgen 
deshalb übergeordnet das gemeinsame Ziel-
bild, die kommunalen Leistungen der nachhalti-

gen Daseinsvorsorge auch unter den veränder-
ten regulatorischen, wirtschaftlichen und klima-
tischen Rahmenbedingungen zuverlässig, be-
zahlbar und klimaneutral bereitzustellen.   

Nachhaltige Daseinsvorsorge bedeutet damit 
die langfristige Sicherstellung essenzieller Leis-
tungen im Dreiklang aus ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Anforderungen 
(siehe Abbildung 2).  

Die Strategie als solche ist dabei nicht statisch 
zu verstehen, vielmehr wird sie permanent an 
sich verändernde Rahmenbedingungen ange-
passt. So hängt die Umsetzung konkreter Vor-
haben von der Verfügbarkeit von Fördermitteln, 
technologischen Entwicklungen, konkreten 
Versorgungsbedarfen und regulatorischen An-
forderungen, beispielsweise zum Vorhalten zu-
sätzlicher Netzkapazitäten, ab.  Der vorlie-
gende Bericht stellt die zentralen Komponenten 
der Transformation bis 2045 auf einem Blick vor 
und zeigt, wie sich das Zielbild in Handlungsfel-
der übersetzt und wie die sektoralen Planungs-
prozesse dahinter aussehen. In Kapitel zwei 
werden zudem konkrete Projekte vorgestellt. 
Abschließend stellt der Bericht begleitende 
Maßnahmen als Schüsselfaktoren in der weite-
ren Umsetzung vor (siehe ebenfalls Abbildung 
2).  

Die Transformation startet dabei nicht erst 
heute. Die kommunalen Unternehmen und die 
Verwaltung in Rostock arbeiten bereits seit 
mehreren Jahren intensiv an der Transforma-

Abbildung 2: Zielbild-Dimensionen und Übersetzung in die Strategiedimensionen  

Dreiklang der nachhaltigen Daseinsvorsorge

Ziele

Handlungs-
felder

Planungsprozesse

Projekte

Begleitende Maßnahmen

Ökonomisch Sozial

Ökologisch
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tion der Daseinsvorsorge. So konnten Meilen-
steine im Bereich Power-to-Heat, der Wärme-
speicherung oder im Ausbau des Wärme- und 
Nahverkehrsnetzes umgesetzt werden. Die 
Straßenbahnen werden bereits länger mit 
100 % zertifizierten Ökostrom betrieben. Wei-
tere Vorhaben befinden sich über alle Tochter-
unternehmen der RVV in Planung oder Reali-
sierung.  Die Daseinsvorsorge, wie wir sie 

heute kennen, ist damit bereits an vielen Stellen 
in ihrem Kern auf Nachhaltigkeit ausgerichtet. 
Angesichts der Größe der zukünftigen Aufgabe 
– insbesondere mit Blick auf das erwartete In-
vestitionsvolumen, die Schnittstellen zwischen 
Sektoren und Projekten sowie die Vielzahl an 
Vorhaben – zeigt sich, dass die Transformation 
noch am Anfang steht und nur als gemeinsame 
Transformation aller Beteiligten gelingen kann.  

1.2 Beschreibung zentraler Akteure und Rahmenbedingungen

Die Transformation zur nachhaltigen Daseins-
vorsorge in der Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock ist eine Gemeinschaftsaufgabe, lokal 
seitens HRO und ihrer mittelbaren und unmit-
telbaren Tochterunternehmen, aber auch im 
bundesweiten Kontext und darüber hinaus. Im 
Folgenden werden die wesentlichen Akteure 
und jeweiligen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen vorgestellt. Klimaschutz ist dabei eine welt-
weite Aufgabe, die nicht allein in Rostock gelin-
gen kann. 

Hanse- und Universitätsstadt Rostock – 
Zielbildgeberin und Umsetzungspartnerin 

Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock, ihre 
Verwaltung sowie ihre Bürgerschaft definieren 
die übergeordneten Ziele und Rahmenbedin-
gungen der nachhaltigen Daseinsvorsorge in 
Rostock bis in die umliegende Region. Sie le-
gen fest, wie sich Wärme- und Energieversor-
gung, öffentliche Mobilität, Wasser-, Abfall- und 
Hafenwirtschaft langfristig konkret vor Ort wei-
terentwickeln sollen, und verankern Leitlinien in 
politischen Beschlüssen.  

Über Gremien, Planungsprozesse sowie Haus-
haltsentscheidungen wird eine nachhaltige, 
transparente und verlässliche Entwicklung der 
zentralen Versorgungsleistungen im Sinne der 
übergeordneten Ziele sowie der Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort gewährleistet und der Aus-
bau und die Modernisierung der Infrastruktur 
auf die übergeordneten Anforderungen des Ge-
meinwohls ausgerichtet. 

Im Rahmen der Transformation federführend 
eingebundene Verwaltungsfunktionen sind so-
wohl der Senatsbereich Finanzen, Digitalisie-
rung und Ordnung als auch der Senatsbereich 
Stadtplanung, Bau, Klimaschutz und Mobilität. 
Als kommunale Verwaltung ist die HRO damit 
zeitgleich Umsetzungspartnerin in den wesent-
lichen Investitionsvorhaben – als Co-Finanzie-

rerin, Planungs-, Aufgaben- und Vorhabenträ-
gerin, sowie in ihrer Funktion als Genehmi-
gungs- und Aufsichtsbehörde. 

Die HRO erfüllt damit eine Doppelrolle in der 
Transformation, bestehend aus Steuerung 
durch die kommunalpolitischen Gremien und 
Bürgerschaft auf der einen Seite sowie Umset-
zung durch die kommunale Verwaltung auf der 
anderen Seite. 

Landkreis und Umlandgemeinden – weitere 
Zielbildgeber und Umsetzungspartner  

Die kommunalen Unternehmen unter dem 
Dach der RVV tragen ebenfalls im Umland zu 
wichtigen Versorgungsleistungen bei. So be-
treiben die Stadtwerke Rostock AG (SWRAG) 
auch in Bad Doberan, Graal-Müritz und Küh-
lungsborn ein Fernwärmnetz und entspre-
chende Blockheizkraftwerke. Die Rostocker 
Straßenbahn AG (RSAG) betreiben Linien, die 
die Hanse- und Universitätsstadt Rostock mit 
umliegenden Gemeinden verbinden. Im 
Warnow-Wasser- und Abwasserverband 
(WWAV) sind gleichermaßen Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock wie auch der Zweckver-
band Wasser-Abwasser Rostock Land vertre-
ten, dem 28 Gemeinden im Landkreis Rostock 
angehören.  

Die entsprechenden Planungen dahinter – bei-
spielsweise kommunenspezifische Wärme- 
und Transformationspläne, aber auch der ge-
meinsame Nahverkehrsplan der HRO und des 
Landkreises Rostock sowie ein WWAV-wei-
tes Ver- und Entsorgungskonzept – finden un-
ter enger Einbindung der entsprechenden kom-
munalen Akteure statt. Dies gilt für alle Hand-
lungsfelder, wobei sich die konkreten Schnitt-
stellen, Rollen und Verantwortlichkeiten in den 
unterschiedlichen Handlungsfeldern, Pla-
nungsprozessen und Tochterunternehmen un-
terscheiden. 
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RVV – strategische Klammer, Impulsgebe-
rin und Koordinatorin 

Die RVV fungiert als strategisches Bindeglied 
zwischen der HRO und den involvierten Unter-
nehmen der Daseinsvorsorge. Sie übersetzt die 
städtischen Ziele in ein abgestimmtes Transfor-
mationsprogramm, sorgt für die übergreifende 
Koordination und stellt die wirtschaftliche Trag-
fähigkeit der Vorhaben im Konzernverbund si-
cher. 

Ihre Aufgaben umfassen insbesondere die de-
zentrale Konzernsteuerung als integrierte Wirt-
schaftsplanung, Controlling und Reporting über 
alle Tochterunternehmen in der Schnittstelle zur 
Eigentümerin HRO. Daneben ist sie Impulsge-
berin für die Unternehmensentwicklung der 
Tochterunternehmen. Die RVV bündelt dabei 
Ressourcen und Know-how.  Sie nimmt aus-
schließlich originäre Konzernsteuerungsaufga-
ben der ansonsten – auch im Marktauftritt – ei-
genständigen Tochterunternehmen wahr.  

Durch ihre Rolle stellt die RVV auch sicher, 
dass die Vielzahl der Maßnahmen und Projekte 
zur nachhaltigen Daseinsvorsorge als kohären-
ter, wirtschaftlicher und zukunftsfähiger Ge-
samtpfad umgesetzt werden. 

Die Tochterunternehmen – operative Träger 
der nachhaltigen Transformation 

Die Tochterunternehmen innerhalb des RVV- 
Verbunds sind die zentralen operativen Träger 
der nachhaltigen Daseinsvorsorge in Rostock.  

Im Fokus der Transformation zur nachhaltigen 
Daseinsvorsorge stehen die Unternehmen: 

• Stadtwerke Rostock AG (SWRAG) 
• Stadtwerke Rostock Netzgesellschaft mbH 

(SWRNG) 
• Rostocker Straßenbahn AG (RSAG) 
• Nordwasser GmbH (Nordwasser) 
• Stadtentsorgung Rostock GmbH (SR) 
• Rostocker Fracht- und Fischereihafen 

GmbH (RFH) 

Dabei ist die Rolle der Unternehmen nicht ein-
dimensional: Einzelne Unternehmen bedienen 
nicht strikt einzelne Handlungsfelder, sondern 
leistet häufig zugleich Beiträge in mehreren Be-
reichen.  

So treiben die Stadtwerke Rostock AG nicht nur 
Energie- und Wärmewende durch die Transfor-

mation der Erzeugung und Netze voran, son-
dern unterstützen auch die Antriebswende 
durch den Ausbau der Ladeinfrastruktur. Die 
Nordwasser GmbH wirkt neben der Sicherstel-
lung einer klimaresilienten Wasserwirtschaft 
auch an der Wärmewende mit, etwa durch Wär-
merückgewinnung aus Abwasser. Die 
Rostocker Straßenbahn AG ist nicht nur Be-
standteil der Antriebswende und sozialen Teil-
habe, sie ist Bestandteil der Wertschöpfung 
und Wirtschaftskraft in der Region. Die Mobili-
tätswende wird durch die RSAG maßgeblich 
gestaltet. Die Stadtentsorgung Rostock leistet 
neben der Abfallversorgung weitere wichtige 
Beiträge zur Klimaneutralität, zum Beispiel 
durch Bioabfallverwertung zum Schließen von 
Stoffkreisläufen oder durch den geplanten Aus-
bau erneuerbarer Energien wie Photovoltaikan-
lagen auf eigenen oder städtischen Flächen. 

Diese Multidimensionalität macht deutlich: Die 
nachhaltige Daseinsvorsorge funktioniert nur 
als vernetztes Gesamtsystem, in dem die Un-
ternehmen sektorübergreifend zusammenwir-
ken, Synergien heben und ihre Leistungen ent-
lang der kommunalen Zielbilder aufeinander 
abstimmen. 

Unternehmen und Bürger vor Ort – lokale 
Akteure 

Neben den unmittelbar eingebundenen kom-
munalen Unternehmen wirken lokal zahlreiche 
weitere Akteure auf die Transformation der 
nachhaltigen Daseinsvorsorge ein, da ihre Inte-
ressen, Entscheidungen und Ressourcen maß-
geblich bestimmen, wie Maßnahmen vor Ort 
umgesetzt werden. Verbände bündeln dabei In-
teressen und treten als wichtige Multiplikatoren 
auf.  

Die lokale Wirtschaft prägt durch ihre Standor-
tentscheidungen, Energie- und Mobilitätsbe-
darfe sowie Investitionszyklen maßgeblich die 
Rahmenbedingungen für neue Infrastrukturen 
mit. Gleichermaßen haben Grundstückseigen-
tümer entscheidenden Einfluss darauf, ob und 
wo Infrastruktur gebaut werden kann, Flächen 
bereitgestellt werden oder energetische Sanie-
rungen möglich sind und werden als Schlüssel-
akteure in planerische und kommunikative Pro-
zesse eng einbezogen. Die Bauwirtschaft ver-
fügt über zentrale Kapazitäten und Kompeten-
zen, ohne die ambitionierte Ausbaupfade in 
Wärme, Energie, Mobilität und Wasser nicht re-
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alisierbar sind. Ihre Verfügbarkeit und Leis-
tungsfähigkeit haben somit unmittelbare Aus-
wirkungen auf den Zeitplan der Transformation.  

Zuletzt stehen alle Bürgerinnen und Bürger im 
Mittelpunkt einer nachhaltigen Daseinsvor-
sorge, da sie sowohl von Veränderungen be-
troffen sind als auch durch ihre Rückmeldun-
gen, Nutzungsentscheidungen und Bereit-
schaft zur Mitwirkung entscheidend zu einer 
breiten Akzeptanz und sozialen Tragfähigkeit 
der Transformation beitragen. Ihre Interessen 
müssen berücksichtigt und negative Auswir-
kungen so weit wie möglich minimiert werden. 

Bund und Land – Rahmen- und Fördermit-
telgeber  

Der Bund und das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern definieren den gesetzlichen und regulato-
rischen Rahmen für die Transformation der 
nachhaltigen Daseinsvorsorge in Rostock und 
begründen damit verbindliche Ziele, Anforde-
rungen und Fristen, die direkt auf die kommu-
nalen Transformationspfade wirken. Durch Ge-
setze wie das Bundes-Klimaschutzgesetz 
(KSG), das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), 
das Gebäudeenergiegesetz (GEG), das Wär-
meplanungsgesetz (WPG) und das Gesetz 
über die Beschaffung sauberer Straßenfahr-
zeuge (SaubFahrzeugBeschG) legen sie um-
fassende Pflichten zur Emissionsminderung, 
Energieeffizienz und Modernisierung von Infra-
strukturen fest, deren Umsetzung maßgeblich 
kommunaler Verantwortung übertragen wird.  

Zugleich sind Bund und Land nach dem Prinzip 
„Fordern und Fördern“ in der Verantwortung, 
das Gelingen der Transformation finanziell und 
strukturell so zu befähigen, dass die Pflichtauf-
gaben auch realistisch im erforderlichen Rah-
men erfüllt werden können. Entsprechend sind 
von Bund und Land Förderprogramme wie die 
Bundesförderung für effiziente Wärmenetze 
(BEW), Finanzierungsinstrumente wie das Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 

oder landesspezifische Finanzierungsinstru-
mente unverzichtbare Voraussetzungen für die 
erfolgreiche Umsetzung der Transformation in 
der Hanse- und Universitätsstadt Rostock.  

Damit nehmen Bund und Land ebenfalls eine 
doppelte Rolle ein: Sie setzen ambitionierte re-
gulatorische Vorgaben, tragen jedoch zugleich 
die Verantwortung, die finanziellen und admi-
nistrativen Bedingungen zu schaffen, um deren 
Erfüllung zu ermöglichen. Sie sind entspre-
chend ebenfalls eng in die Prozesse und Pro-
jekte vor Ort als wesentliche Akteure direkt oder 
indirekt involviert. 

EU- und außereuropäischer Rahmen 

Auf europäischer Ebene setzt die Europäische 
Union den übergeordneten Rahmen, an dem 
sich die Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
sowie die RVV-Gruppe unmittelbar orientieren 
müssen. Mit dem European Green Deal und 
dem verbindlichen Ziel der Klimaneutralität bis 
2050 definiert die EU für ihre Mitgliedsstaaten 
zentrale Leitplanken für Energie-, Wärme-, Mo-
bilitäts- und Industriepolitik, die in nationale Ge-
setze überführt wurden und somit maßgebli-
chen Einfluss auf das Ambitionsniveau der lo-
kalen Transformationspfade haben. 

Darüber hinaus verpflichten europäische Re-
gelwerke wie die Corporate Sustainability Re-
porting Directive (CSRD) die RVV-Gruppe künf-
tig zu einer umfassenden, standardisierten 
Nachhaltigkeitsberichterstattung, die detail-
lierte Angaben zu Emissionen, Risiken, Zielen 
und Transformationspfaden umfasst und damit 
die Anforderungen an Datenqualität, Gover-
nance und Monitoring in allen Bereichen der 
Daseinsvorsorge deutlich erhöht. Die Berichter-
stattung erfolgt dabei auf Konzernebene, je-
doch sind die Tochterunternehmen verpflichtet, 
sämtliche erforderlichen Daten zu liefern, um 
eine vollständige Berichterstattung sicherzu-
stellen. 

Abbildung 3: UN-Nachhaltigkeitsziele für die nachhaltige Daseinsvorsorge in Rostock (Auswahl) 
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Zusätzlich hat auch der europäische Emissi-
onshandel (ETS) direkte Auswirkungen auf die 
Daseinsvorsorge in Rostock. Während der be-
stehende ETS 1 bereits heute große Anlagen 
der Energie- und Wärmeversorgung umfasst 
und Inverkehrbringer von fossilen Brennstoffen 
dabei verpflichtet, entsprechende Emissions-
zertifikate zu erwerben, werden unter ETS 2 vo-
raussichtlich ab 2028 auch Gebäude-, Ver-
kehrs- und Brennstoffemissionen bepreist und 
damit sämtliche Bereiche der Daseinsvorsorge 
auch unmittelbar umfasst. ETS 2 setzt damit 
künftig weitere übergreifende Anreize für die in-
tersektorale wirtschaftliche Steuerung.  

Auf internationaler Ebene bilden das Pariser 
Klimaschutzabkommen und die UN-Nachhal-
tigkeitsziele (SDGs) den globalen Orientie-
rungsrahmen, in den die Transformation der 
nachhaltigen Daseinsvorsorge in Rostock ein-
gebettet ist. In Abbildung 3 sind sechs UN-
Nachhaltigkeitsziele aufgeführt, denen im Kon-
text der nachhaltigen Daseinsvorsorge der RVV 
eine besondere Relevanz zukommt.  

Die Vorgaben auf internationaler Ebene ver-
deutlichen, dass lokale Entscheidungen im Ein-
klang mit internationalen Verpflichtungen ste-
hen müssen und globale Entwicklungen unmit-
telbare Rückwirkungen auf die strategische Pri-
orisierung und langfristige Ausrichtung der 
HRO sowie des RVV-Konzerns haben. 

1.3 Handlungsfelder und Teilziele der nachhaltigen Daseinsvorsorge 

Nachhaltige Daseinsvorsorge für Rostock be-
deutet die langfristige Sicherstellung essenziel-
ler Leistungen im Dreiklang aus ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Anforderungen 
(siehe Abbildung 2). Aus dem Dreiklang lassen 
sich im Rahmen der Strategie zur nachhaltigen 
Daseinsvorsorge drei konkrete Ziele definieren, 
welche die Grundlage des Handelns bis 2045 
bilden. Die drei Ziele spannen damit einen 
übergreifenden Orientierungsrahmen der 
Transformation über alle Akteure auf (siehe Ab-
bildung 4).  

Die Ziele finden dabei wiederum auf sechs 
sektorale Handlungsfelder der nachhaltigen 
Daseinsvorsorge in Rostock Anwendung: 
Wärme, Strom und Stromnetze, Wasser und 
Abwasser, öffentliche Mobilität, Abfallwirtschaft 
und Hafenwirtschaft (siehe Abbildung 6).  Die 
Sicherstellung der Ver- und Entsorgungssicher-
heit betrifft dabei die jeweiligen Leistungen zur 
Daseinsvorsorge gleichermaßen über alle Un-
ternehmen der RVV-Gruppe.  

Für das Ziel zur Erreichung der Netto-Treib-
hausgasneutralität bis 2045 wurden im Rah-
men des vorliegenden Berichts erstmals die ge-
schätzten THG-Emissionen im Scope 1 und 2 
systematisch für den handelsrechtlichen Kon-
zernkreis der RVV erfasst (siehe Abbildung 5). 
Sie betragen dabei über alle Handlungsfelder 
für das Berichtsjahr 2024 rund 345.000 t 
CO2eq bzw. rund 361.000 t CO2eq für das Be-
richtsjahr 2025. Die Werte enthalten insbeson-
dere im größten Einzelposten, der Fernwärme-
versorgung, damit sowohl Emissionen inner-

halb der HRO als auch in den Konzessionsge-
bieten des Umlandes.  Es wurden bisher aus-
schließlich Emissionen aus den Energiever-
bräuchen und -bezügen sowie direkten Prozes-
semissionen berücksichtigt. 

Die Emissionen spiegeln dabei insgesamt – 
nach Einschätzung der RVV – den im bundes-
deutschen Vergleich hohen Anschlussgrad und 
die damit verbundenen Eigenerzeugung in der 
Fernwärme in Rostock und im Umland wider. 

Abbildung 4: Ziele der nachhaltigen Daseinsvor-
sorge in Rostock  

1. Sicherstellung der  
Versorgungssicherheit 
über alle Handlungsfelder 
der Daseinsvorsorge und 
Stärkung der Resilienz 

2. Erreichung der Netto- 
Treibhausgasneutralität 
bis 2045 
unter Wahrung der gesetz-
lichen Pflichten und lokalen 
Zielvorgaben  

3. Wahrung der langfristi-
gen finanziellen Trag- 
fähigkeit 
kommunaler Dienstleistun-
gen und Investitionen aus 
gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive 
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Entsprechend kommt aus Perspektive der Er-
reichung der THG-Neutralität bis 2045 den ver-
schiedenen Handlungsfeldern durchaus lokal 
ein unterschiedliches Gewicht zu. Regionale 
Besonderheiten bieten dabei gleichermaßen 
Chancen und Risiken, da ein wesentlicher Teil 
des Umbaus im Erzeugerpark auch auf regio-
naler Ebene geleistet werden muss.  

Hinzu kommen Emissionen des Scope 3, vor 
allem im Rahmen des Verkaufs von Strom und 
Erdgas. Auf Basis einer vorläufigen Schätzung 
beinhalten diese für den handelsrechtlichen 
Konzernkreis der RVV im Status quo noch ein-
mal 400.000 bis 500.000 t CO2eq. Die Umstel-
lung hierbei wird auf den überregionalen Ebe-
nen zu bewältigen sein (z. B. durch Ablösung 
von Kohlekraftwerken durch Erneuerbare Ener-
gien sowie dem Ausbau von Übertragungsnet-
zen und Stärkung von Ökostrom am Gesamt-
strommix). Parallel ist die Erweiterung und der 
Umbau lokaler Verteilnetze vor allem weiter 
Aufgabe der SWRAG und der Stadtwerke 
Rostock Netzgesellschaft (SWRNG). Für den 
vollständigen Ersatz der Erdgasbelieferung lie-
gen hingegen aktuell noch keine flächende-
ckenden Lösungen vor (siehe Abschnitt Strate-
gische Schlüsselfaktoren zur Erreichung der 
Klimaneutralität in Kapitel 3).    

Mit Blick auf das dritte Ziel, der Wahrung der 
langfristigen finanziellen Tragfähigkeit, ist der 
Gesamtinvestitionsbedarf ein wesentlicher Indi-
kator zur Einordnung der Größenordnung der 
anstehenden Aufgaben. Dabei werden aus 
heutiger Sicht bis 2045 über alle Handlungsfel-
der hinweg schätzungsweise zwischen 2 bis 3 
Mrd. EUR an Investitionen benötigt, um die 
Ziele der Sicherstellung der Ver- und Entsor-
gungssicherheit sowie Erreichung der Netto-

Treibhausgasneutralität bis 2045 in der HRO zu 
erreichen. Dies entspricht bereits in den kom-
menden 5 Jahren einer Verdreifachung der In-
vestitionstätigkeit gegenüber heute. Die Finan-
zierung der weiteren Vorhaben ist allein aus 
dem RVV-Konzern, auch mit entsprechenden 
Fördermitteln von Bund und Land, langfristig 
nicht ohne eine Eigenkapitalstärkung zu leisten 
(siehe auch hierzu Kapitel 3.1, Abschnitt Pro-
jektübergreifende Einordnung zur Finanzierung 
und Wirtschaftlichkeit). 

Eine widerspruchsfreie Überleitung der auf 
Ebene der RVV-Strategie relevanten Kennzah-
len (wie beispielsweise THG-Bilanz sowie han-
delsrechtliche Bilanz im Konzernkreis der RVV) 
zu den jeweiligen Kommunen- oder Netzschar-
fen Wärme- und Transformationsplänen sowie 
lokalen Anforderungen zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung wird auch zukünftig weiter eine 
kommunikative Herausforderung darstellen 
(siehe auch hierzu  Strategische Schlüsselfak-
toren zur Erreichung der Klimaneutralität in Ka-
pitel 3). 

Für die weitere Umsetzung sind die Handlungs-
felder dabei nicht ausschließlich isoliert zu be-
trachten, sondern stehen in diversen Wechsel-
wirkungen zueinander. So entfaltet insbeson-
dere die Transformation im Handlungsfeld 
Wärme zwar den größten Einfluss auf die Treib-
hausgasbilanz der RVV-Unternehmen, die er-
folgreiche Umsetzung ist jedoch unmittelbar 
auch von einer leistungsfähigen Stromnetzinf-
rastruktur abhängig, etwa für den Betrieb von 
Wärmepumpen. Gleiches gilt für den Anschluss 
von Ladesäulen des kommunalen Fuhrparks 
bei SR und RSAG an das Stromnetz. Umge-

Wärme

Hafen-
wirtschaft

Strom und
Stromnetze

Abfall-
wirtschaft

Wasser und
Abwasser

Öffentliche 
Mobilität

Handlungsfelder 
nachhaltige

Daseinsvorsorge

Abbildung 7: Handlungsfelder der  
nachhaltigen Daseinsvorsorge in Rostock 

Abbildung 6: THG-Bilanz des RVV-Konzerns 
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kehrt entstehen neue Speicher- und Puffermög-
lichkeiten im Stromnetz über 
Power-to-Heat-Anlagen, die Nutzung von Ab-
wärme aus industriellen Anlagen, sowie im 
Rahmen bidirektionaler Ladelösungen. Die 
Wechselwirkungen zwischen den verschiede-
nen Handlungsfeldern zeigen somit auch, dass 
nur durch einen integrierten und abgestimmten 
Ansatz die Transformation zur nachhaltigen Da-
seinsvorsorge innerhalb von RVV und HRO er-
folgreich sein kann.  

Dennoch unterscheiden sich die Handlungsfel-
der sowohl hinsichtlich ihres Beitrags zur Treib-
hausgasreduktion als auch in Bezug auf die 
konkreten Leistungsangebote und -kennzah-
len. Vor diesem Hintergrund werden die einzel-
nen Handlungsfelder im Folgenden jeweils nä-
her betrachtet und die Teilziele beschrieben, die 
für die Umstellung auf eine sichere, klimaneut-
rale und weiterhin wirtschaftliche Daseinsvor-
sorge bis 2045 angestrebt werden. Abhängig-
keiten und Wechselwirkungen zwischen den 
Handlungsfeldern werden direkt in diesem Kon-
text mitbeschrieben. 

Handlungsfeld Wärme 

Die Stadtwerke Rostock AG versorgen derzeit 
rund zwei Drittel der Haushalte in Rostock mit 
einer Gesamtwärmeleistung von ca. 530 MW 
und einer Gesamtleitungslänge von mehr als 
400 km aus Primär- und Sekundärnetz. Neben 
dem Hauptnetz in Rostock betreibt die SWRAG 
noch drei weitere Fernwärmenetze in Bad 
Doberan, Kühlungsborn und Graal-Müritz, mit 
einer aktuellen Gesamtlänge von 47km und ei-
ner Wärmeleistung von über 35 MW. Das 
Handlungsfeld Wärme adressiert zugleich mit 
Abstand den größten Einzelanteil an den Emis-
sionen der Unternehmen der RVV-Gruppe und 
ist damit der zentrale Hebel zur Erreichung der 
Klimaziele.  

Ziel bis 2045 ist es, die Wärmeversorgung sys-
tematisch zu dekarbonisieren und auf erneuer-
bare sowie unvermeidbare Abwärmequellen 
(wie z.B. industrielle Abwärme) umzustellen. 
Dies erfordert sowohl technische als auch orga-
nisatorische Anpassungen in der gesamten Er-
zeugungs-, Verteilungs- und Verbrauchskette. 

Wesentliche Teilziele sind: 

• Schrittweise Umstellung der Wärmeerzeu-
gung auf klimaneutrale Technologien und 
Einbindung großer Abwärmepotenziale 

• Nutzung lokal verfügbarer erneuerbarer 
Wärmequellen wie Umweltwärme, Abwas-
serwärme, oder industrielle Abwärme  

• Ausbau, Verstärkung und Verdichtung des 
Fernwärmenetzes 

• Erhöhung der FW-Anschlussquote von 
Haushalten und Unternehmen 

• Absenkung der Fernwärmenetztemperatur 
• Integration großskaliger thermischer Spei-

cher zur Entkopplung und Flexibilisierung 
von Wärmeerzeugung und Wärmebedarfen 

• Effizienzsteigerungen im Gebäudebestand  
• Intensivierung sektorenübergreifender 

Quartierslösungen 

Der entsprechende Transformationsprozess 
zur übergreifenden Steuerung – kommunale 
Wärmeplanung der HRO sowie Erstellung von 
Transformationsplänen seitens SWRAG – wird 
in Abschnitt 2.1 im Detail beschrieben und im 
Abschnitt 3.3 in den Gesamtzeitplan bis 2045 
weiter eingeordnet. Weitere Teilabschnitte in 
Kapitel 2 stellen zudem einzelne Projekte aus 
dem Handlungsfeld näher vor.  

Handlungsfeld Strom und Stromnetze 

Die Bereitstellung zukunftsfähiger elektrischer 
Infrastruktur ist Voraussetzung für eine resili-
ente, klimaneutrale Daseinsvorsorge und bildet 
die technische Basis für nahezu alle Transfor-
mationspfade der Stadt. 

Das Handlungsfeld Strom umfasst sowohl die 
klimaneutrale Erzeugung von Elektrizität als 
auch die Bereitstellung leistungsfähiger und 
resilienter Stromnetze. Dieses Handlungsfeld 
ist zentral für die Transformation: Nahezu alle 
Sektoren – Wärme, Mobilität, Wasser, Abfall – 
hängen künftig stärker von einer elektrifizierten 
Infrastruktur ab. 

SWRNG betreibt dabei das Stromnetz inner-
halb der HRO und versorgt derzeit mehr als 
140.000 Netzkunden im rund 181 km²-großen 
Netzgebiet mit mehr als 2.000 km Leitungs-
länge und fünf Umspannwerken. 

Wesentliche Teilziele sind: 

• Vorausschauender Netzausbau zur Auf-
nahme neuer Lasten (Erzeugerpark Fern-
wärmnetz, dezentrale Wärmeerzeugung in 
EFH-Gebieten durch Wärmepumpen, Elekt-
romobilität) 

• Integration und Steuerung flexibler Erzeu-
ger, Speicher und Verbrauchslasten 
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• Effizienzsteigerungen in Haushalten, Ge-
werben und kommunalen Einrichtungen 

• Ausbau erneuerbarer Stromerzeugung und 
Nutzung lokaler Potenziale 

Entsprechende Projektbeispiele werden auch 
in Kapitel 2 vorgestellt. Zudem werden die 
Netzausbaupläne als steuerndes Element die-
ses Handlungsfelds ebenfalls im Gesamtzeit-
plan in Abschnitt 3.3 näher eingeordnet. 

Handlungsfeld öffentliche Mobilität 

Bereits heute nutzen rund 46 Mio. Fahrgäste 
jährlich das Angebot der RSAG (Stand 2024) 
auf 27 Buslinien und 6 Straßenbahnlinien, wel-
che knapp 600 Haltestellen im ganzen Stadtge-
biet und bis ins Umland bedienen.  

Das Handlungsfeld öffentliche Mobilität umfasst 
dabei nun die konsequente Weiterentwicklung 
des Verkehrssystems hin zu klimaneutraler, zu-
verlässiger und effizienter Mobilität. Es vereint 
dabei zwei zentrale Dimensionen: Die Mobili-
tätswende in Form der Verlagerung des Ver-
kehrs auf nachhaltige Verkehrsmittel durch ein 
attraktives öffentliches Mobilitätsangebot, so-
wie die Antriebswende, also die Umstellung des 
Fuhrparks auf emissionsfreie Antriebe. 

Die Dekarbonisierung der Fahrzeugflotten ist 
aufgrund überregionaler Vorgaben, etwa der 
Clean-Vehicle-Directive, sowie durch die Be-
wertung des Stromverbrauchs auf Basis des 
Bezugs von 100 % Ökostrom bereits weit vo-
rangeschritten. Dennoch ist der Sektor durch 
Attraktivitätssteigerungen des ÖPNV und die 
Erhöhung des ÖPNV-Anteils im sogenannten 
Modal Split weiter zentraler Bestandteil für die 
Klimaschutzbemühungen der RVV. Ein attrakti-
ver ÖPNV trägt dabei direkt zu einer hohen Le-
bens- und Aufenthaltsqualität in und um 
Rostock bei.   

Wesentliche Teilziele sind: 

• Ausbau eines attraktiven, barrierefreien und 
leistungsfähigen ÖPNV 

• vollständige Elektrifizierung bzw. Umstel-
lung der Fahrzeugflotten 

• Aufbau der notwendigen Lade- und Be-
triebshofinfrastruktur 

• intelligente Verkehrssteuerung und digitale 
Verknüpfung der Verkehrsträger 

• Stärkung des Umweltverbunds durch Ver-
knüpfung mit aktiven Mobilitätsformen wie 
Rad- und Fußverkehr 

In Kapitel 2 finden sich auch aus diesem Hand-
lungsfeld konkrete Projektbeispiele zur nach-
haltigen Daseinsvorsorge. Als übergreifendes 
Element zur Steuerung ist hierbei zudem die 
Nahverkehrsplanung in Zusammenspiel mit 
projektspezifischen Planungen im Rahmen der 
Objektplanung für Verkehrsanlagen zu nennen. 
Auch hierzu gibt Abschnitt 3.3 eine Einordnung 
im Gesamtzeitplan. 

Handlungsfeld Wasser und Abwasser 

Das Handlungsfeld Wasser und Abwasser rich-
tet die Trink- und Abwasserinfrastruktur der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock auf Zu-
kunftsfähigkeit, Resilienz und Nachhaltigkeit 
aus. Somit kommt dem Handlungsfeld Wasser 
und Abwasser eine strategische Bedeutung mit 
Blick auf das übergreifende Ziel der Ver- und 
Entsorgungssicherheit sowie Resilienz zu, da 
es die systemrelevante Grundversorgung si-
cherstellt und zugleich zentrale Beiträge zur 
Klimaanpassung leistet.  

Neben steigenden Anforderungen an Wasser-
qualität, Betriebssicherheit und Energieeffizi-
enz rücken die Auswirkungen des Klimawan-
dels zunehmend in den Fokus. Hierzu zählen 
insbesondere zunehmende Hitzeperioden, 
Starkregenereignisse, längere Trockenphasen 
sowie langfristig auch der Anstieg des Meeres-
spiegels und somit der Hochwasserschutz (Auf-
gabe des Landes Mecklenburg-Vorpommern). 
Diese Entwicklungen erfordern robuste, flexible 
und anpassungsfähige Infrastrukturen entlang 
der gesamten Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung und Abstimmung des Hochwas-
serschutzes auf Landes- und kommunaler 
Ebene. 

Gleichzeitig bestehen zwischen dem Hand-
lungsfeld Wasser und den anderen Handlungs-
feldern der nachhaltigen Daseinsvorsorge aus-
geprägte Synergien. Dazu zählen insbeson-
dere die energetische Nutzung von Klärgas, 
Abwasserwärme und Prozessabwärme als Bei-
träge zur Wärmewende. Beispielweise wird 
schon heute durch moderne Blockheizkraft-
werktechnik das Klärgas zur Eigenstromerzeu-
gung genutzt. 

Wesentliche Teilziele sind: 

• Sicherung einer robusten und klimaresilien-
ten Trinkwasserversorgung 

• Nutzung energetischer Potenziale (Klärgas, 
Rückgewinnung Abwasserwärme) 
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• Anpassungsmaßnahmen an Extremwetter, 
inklusive Regenwasser- und Hochwasser-
management 

• Digitale und intelligente Steuerungssysteme 
zur effizienten Ressourcennutzung 

• Ökologische Entwicklung wasserbezogener 
städtischer Infrastrukturen 

Projektbeispiele aus diesem Handlungsfeld 
werden ebenfalls in Kapitel 2 beschrieben. Als 
relevante übergreifende Teilstrategie in diesem 
Handlungsfeld ist das Ver- und Entsorgungs-
konzept 2040 zu nennen, welches die langfris-
tigen Leitlinien zur Transformation zwischen 
Nordwasser und dem Warnow- Wasser- und 
Abwasserverband im Handlungsfeld Wasser 
und Abwasser definiert. 

Handlungsfeld Abfallwirtschaft 

Das Handlungsfeld Abfall richtet die Abfallent-
sorgungsstrukturen der Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock auf Zukunftsfähigkeit, Resili-
enz und Ressourceneffizienz aus. Die aktuellen 
Treibhausgasemissionen in Scope 1 und 2 ent-
stehen hierbei derzeit überwiegend durch den 
Einsatz dieselbetriebener Entsorgungsfahr-
zeuge. Es erfolgt eine sukzessive Umstellung 
auf E-Antriebe.  

 

Gleichzeitig bestehen im Handlungsfeld Abfall 
ausgeprägte Synergien zu anderen Bereichen 
der nachhaltigen Daseinsvorsorge. Die Abfall-
wirtschaft kann durch energetische Nutzung bi-
ogener Stoffströme zur Dekarbonisierung der 
Wärmeversorgung beitragen. Darüber hinaus 
ermöglichen PV-Freiflächen auf Deponien und 
weiteren Betriebsstandorten Beiträge zur 
Stromwende und stärken die lokale Erzeugung 
erneuerbarer Energien. 

Wesentliche Teilziele sind: 

• Elektrifizierung der Fahrzeugflotte und damit 
Beiträge zur Antriebswende 

• Rohstoffrückgewinnung und Recycling zur 
Stärkung regionaler Kreisläufe 

• Ausbau erneuerbarer Energien durch PV-
Anlagen auf Abfallwirtschaftsstandorten 

• Bereitstellung geeigneter Nebenprodukte 
zur thermischen Verwertung zur Unterstüt-
zung der Sektorenkopplung mit dem Hand-
lungsfeld Wärme 

Einzelne Projektbeispiele werden auch hier in 
Kapitel 2 weiter ausgeführt. 

Handlungsfeld Hafenwirtschaft 

Das Handlungsfeld Hafenwirtschaft umfasst die 
zentrale Infrastruktur-, Umschlags- und Lo-
gistikfunktion des Rostocker Hafens und bildet 
einen essenziellen Bestandteil der nachhalti-
gen kommunalen Daseinsvorsorge. Als wich-
tige Drehscheibe der Region beeinflusst die 
Hafenwirtschaft die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit, die Resilienz und die Ver- und Entsor-
gungssicherheit der Hanse- und Universitäts-
stadt Rostock unmittelbar. 

Wesentliche Teilziele sind: 

• die Sanierung, Ertüchtigung und Moderni-
sierung zentraler Hafeninfrastrukturen 

• die Integration klimafreundlicher Antriebe 
und Technologien im Hafenumschlag 

• die Sicherstellung klimaresilienter Um-
schlags- und Logistikprozesse 

• die nachhaltige Weiterentwicklung der Ter-
minal-, Lager- und Verkehrsflächen 

 
Konkrete Projektbeispiele finden sich auch hier 
in Kapitel 2.  
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2 Planungsprozesse und Transformationsprojekte  
Die zuvor beschriebenen Ziele und Handlungs-
felder definieren die grundsätzliche Ausrichtung 
der nachhaltigen Daseinsvorsorge (das „Wa-
rum“). Die Umsetzung erfordert an vielen Stel-
len komplexe Planungen und Abstimmungen, 
die dabei eine Vielzahl der ebenfalls oben be-
schriebenen Akteure einbinden. 

Die dabei relevanten Planungsprozesse bilden 
in den Handlungsfeldern für sich mitunter ei-
genständige und langfristige Teilstrategien aus. 
Die folgenden Abschnitte dieses Kapitels erläu-
tern damit zunächst diese übergreifenden Pro-
zesse (also das „Wie“). Sie folgen dabei häufig 
gesetzlich vordefinierter Anforderungen oder 
richten sich nach sektorenspezifischen Pla-
nungs-, Förderungs- und Steuerungswerkzeu-
gen. Dies gibt einerseits einen klaren Hand-
lungspfad vor, schränkt jedoch andererseits 
den Handlungsspielraum an vielen Stellen 
maßgeblich ein.  

Infrastrukturen weisen dabei häufig Lebens-
dauern von mehreren Jahrzehnten auf. Wenn 
heute ein Wärmenetz erweitert oder eine Stra-
ßenbahnlinie gebaut wird, werden Entschei-
dungen getroffen, die die Stadt für die nächsten 
30, 40 oder 50 Jahre prägen. Entsprechend 
hoch sind die Anforderungen für die dahinterlie-
genden Planungen, Genehmigungen sowie 
Fortschreibungen der Planungsdokumente. 

Daneben besteht häufig eine Abhängigkeit zwi-
schen einzelnen Projekten, da sie auf ein grö-
ßeres Gesamtziel einzahlen, sowie auf die glei-
chen Ressourcen zurückgreifen. Entsprechend 
ist eine Bündelung in sektoralen Planungspro-
zessen sinnvoll und erforderlich. 

Während der Begriff des Planungsprozesses 
keine Allgemeingültigkeit beansprucht, konnten 
vor diesen Hintergründen mehrere solcher Pro-
zesse identifiziert werden, die nachfolgend nä-
her beschrieben werden. 

Die dahinterliegenden Maßnahmen und Inves-
titionsvorhaben werden wiederum in Form kon-
kreter Projektbeispiele beschrieben (das 
„Was“). Sie bilden dabei den Kern der Transfor-
mation zur nachhaltigen Daseinsvorsorge. 
Ihnen widmen sich die folgenden Abschnitte.
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2.1 Kommunale Wärmeplanung und Transformationsplanung   

Die kommunale Wärmeplanung stellt den zent-
ralen strategischen Rahmen für den Umbau der 
Wärmeversorgung dar und ist damit weit mehr 
als ein einzelnes Planungsdokument. Sie be-
schreibt vielmehr einen mehrstufigen Prozess, 
der strategische, technische, wirtschaftliche 
und rechtliche Aspekte miteinander verbindet. 

Die Verantwortung der Hanse- und Universi-
tätsstadt Rostock (HRO) für die kommunale 
Wärmeplanung ergibt sich dabei maßgeblich 
aus den bundesweiten Vorgaben des Wärme-
planungsgesetzes (WPG). Das Gesetz ver-
pflichtet Kommunen dazu, eine integrierte und 
langfristige Strategie für die klimaneutrale Wär-
meversorgung zu entwickeln.  

Gemäß WPG obliegt der HRO konkret die Auf-
gabe, den Transformationsprozess im Hand-
lungsfeld Wärme in Rostock zu steuern, die 
notwendigen Daten zu erheben und die Umset-
zung der Maßnahmen zu überwachen. Die 
Stadt trägt dabei die rechtliche und organisato-
rische Verantwortung dafür, dass die kommu-
nalen Wärmeplanungen den gesetzlichen An-
forderungen entsprechen und die übergeordne-
ten Klimaziele erreicht werden.  

Gleichzeitig verpflichtet das WPG die Betreiber 
von Fernwärmenetzen zur Aufstellung eines 
Transformationsplans für ihre Fernwärme-
netze. Weitere landesgesetzliche Regelungen 
stehen noch aus und beeinflussen die zukünfti-
gen Anforderungen gegebenenfalls zusätzlich. 

Relevante Teilprozesse  

Ein wichtiger Aspekt ist somit übergreifend die 
Unterscheidung zwischen kommunaler Wär-
meplanung und der Transformationsplanung 
des Versorgungsunternehmens. Während die 
Wärmeplanung das strategische Zielbild auf 
Ebene des Stadtgebiets definiert, beschreibt 
die Transformationsplanung die konkreten Um-
setzungsschritte für ein konkretes Wärmenetz.  

Auf strategischer Ebene wird dabei festgelegt, 
wie der schrittweise Übergang von fossilen 
Energieträgern zu erneuerbaren Wärmequellen 
erfolgen soll. Dabei werden verschiedene Fra-
gestellungen parallel behandelt: Wo und wie 
wird künftig Wärme erzeugt? Wie müssen Wär-
menetze ausgebaut und angepasst werden? 

Welche Quartiere und Gebäude können an 
Netze angeschlossen werden und welche be-
nötigen dezentrale Lösungen? Diese Fragen 
erfordern differenzierte Strategien für verschie-
dene Stadtteile und Gebäudetypen. 

Damit fungiert die Verwaltung der HRO als 
zentrale Moderations- und Koordinationsstelle, 
die sowohl die Interessen verschiedenster Ak-
teure wie SWRAG, Wohnungswirtschaft, Ge-
bäudeeigentümer, Mietenden und Unterneh-
men bündelt als auch technische, wirtschaftli-
che und soziale Gesichtspunkte gesamthaft be-
wertet. Dies umfasst sowohl die strategische 
Ausrichtung als auch die Abstimmung mit För-
derprogrammen sowie die Berücksichtigung 
sämtlicher Wärmequellen und Verbrauchsein-
heiten im Stadtgebiet. 

Die SWRAG ist hingegen im Rahmen der 
Transformationsplanung in Abstimmung mit 
gleich vier kommunalen Trägern der Wärmepla-
nung im engen Austausch. So betreibt die 
SWRAG neben dem Fernwärmenetz in 
Rostock auch Netze in Bad Doberan, Graal-
Müritz und Kühlungsborn.  

Kern der Transformationspläne sind Szenarien 
zur Weiterentwicklung des Erzeugerparks und 
daraus resultierende Aufwendungen für Investi-
tionen, Betrieb sowie dem Rückbau alter Infra-
strukturen. Ein weiterer Schwerpunkt ist der 
Ausbau, die Verstärkung und die Temperatur-
absenkung des Fernwärmenetzes. Daneben 
werden die voraussichtlichen Treibhausgas-
Emissionen näher quantifiziert.   

Die Transformation erfordert dabei insgesamt 
erhebliche Investitionen über einen längeren 
Zeitraum. Die Finanzierung erfolgt über ver-
schiedene Quellen: Eigenmittel der Stadtwerke, 
Förderprogramme des Bundes und letztlich 
über die Entgelte der Kundinnen und Kunden. 
Die Herausforderung besteht darin, diese 
Transformation so zu gestalten, dass die Ver-
sorgung zu jedem Zeitpunkt sicher bleibt und 
die Kosten für die Nutzerinnen und Nutzer be-
zahlbar bleiben. 

Genehmigungen und Fördermittel 

Die Umsetzung der Wärmeplanung ist damit 
eng mit der Verfügbarkeit von Fördermitteln 
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verknüpft. Umfangreiche Bundesmittel unter-
stützen Kommunen und Energieversorger bei 
der Wärmewende. Diese Förderungen werden 
jedoch nicht pauschal vergeben, sondern in 
zeitlich begrenzten Maßnahmenpaketen, die in 
der Regel einen Zeitraum von fünf Jahren um-
fassen. Dies erfordert präzise Planung, welche 
Maßnahmen in welcher Reihenfolge umgesetzt 
werden, um Förderfristen einhalten zu können. 
Ein kontinuierlicher Austausch mit Fördermittel-
gebern stellt sicher, dass Planungen den För-
derkriterien entsprechen. Insgesamt erfordert 
und bindet die Fördermittelakquise und das 
Fördermittelmanagement erhebliche Personal-
kapazitäten beim Versorger und der Kommune. 

Diese strukturellen Abhängigkeiten schaffen 
zusätzliche Planungskomplexität: Änderungen 
bei Förderbedingungen oder neue Programme 
erfordern Anpassungen in den kommunalen 
Planungen. Gleichzeitig muss sichergestellt 
werden, dass Projekte auch nach Auslaufen der 
Förderung wirtschaftlich tragfähig bleiben.  

Die SWRAG konnte dabei bereits in der Ver-
gangenheit erfolgreich Fördermittel für ein ers-
tes Maßnahmenpaket beim Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) im Rah-
men der Bundesförderung effiziente Wärme-
netze (BEW) einwerben. 

Auch die HRO ist auf Fördermittel angewiesen, 
um geeignete Rahmenbedingungen für die 
Wärmewende zu schaffen. Weder der Wärme-
plan Rostock noch die kommunale Machbar-
keitsstudie für einen großen Erdbeckenwärme-
speicher im Fernwärmenetz wären ohne Bun-
des- und Landesförderung durchführbar. 

Relevante Veränderungen und Trends 

Die künftige Wärmeversorgung wird nicht mehr 
zentral aus wenigen großen Kraftwerken erfol-
gen, sondern aus vielfältigen Quellen: unver-
meidbare Abwärme aus industriellen Prozes-
sen oder der Abwasserreinigung, Umwelt-
wärme aus Gewässern oder dem Erdreich, so-
larthermische Anlagen und weitere erneuer-
bare Technologien. Jede Quelle weist spezifi-
sche technische Anforderungen, unterschiedli-
che Verfügbarkeiten über das Jahr und eigene 
Infrastrukturanforderungen auf. Die Wärmepla-
nung muss all diese Aspekte berücksichtigen 

und zu einem funktionierenden Gesamtsystem 
zusammenführen. 

Die zeitliche Komponente spielt dabei eine 
wichtige Rolle: Während einige Wärmequellen 
ganzjährig verfügbar sind, liefern andere nur 
saisonal oder kurzfristig fluktuierend Wärme-
energie. Wärmespeicherlösungen werden be-
nötigt, um Wärmepotenziale flexibel zwischen-
zuspeichern und bei Bedarf und Spitzenlastzei-
ten wieder ins Fernwärmenetz einzuspeisen. 
Die Planung solcher Systeme erfordert umfang-
reiche technische und wirtschaftliche Analysen.  

Aktueller Planungsstand 

Der derzeitige „Wärmeplan Rostock 2035“ der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock wurde 
bereits vor dem WPG im Zeitraum von 2020 bis 
2022 erstellt und von der Bürgerschaft in ihrer 
Sitzung am 22. Juni 2022 bestätigt. Er wird nun 
in den kommenden Jahren, unter Berücksichti-
gung der Vorgaben aus dem WPG, fortge-
schrieben. Gleichzeitig erstellt die SWRAG für 
all ihre Fernwärmenetze entsprechende Trans-
formationspläne.  

Bei der Umsetzung werden insbesondere soge-
nannte „No-Regret-Maßnahmen“ berücksich-
tigt. Darunter werden Maßnahmen verstanden, 
die auch dann einen Nutzen bringen, wenn sich 
Entwicklungen anders gestalten als prognosti-
ziert. Diese Maßnahmen sind und bleiben im 
Transformationsprozess auch mit den unter-
schiedlichsten Entwicklungszenarien des Wär-
meversorgungssystems sinnvoll und kompati-
bel.  

„No-Regret“-Maßnahmen machen Entscheider 
handlungsfähig. Sie schaffen Planungssicher-
heit und Vertrauen in Anpassungsprozesse und 
ermöglichen Handlungsfähigkeit auch bei Unsi-
cherheiten bezüglich zukünftiger Entwicklun-
gen. Ihr geringes Investitionsrisiko schafft eine 
hohe Akzeptanz für die Maßnahmen. Beispiele 
für „No-Regret“-Maßnahmen sind insbeson-
dere „Low hanging fruits“-Projekte, die ein opti-
males Verhältnis von Aufwand und Nutzen ha-
ben und zeitnah umsetzbar sind. In Rostock 
sind das 
z. B. die Abwasserwärmenutzung am Klärwerk, 
die bereits realisierte Power-2-Heat Anlage mit 
Speicher und der große Erdbeckenwärmespei-
cher aus dem Wärmeplan Rostock.
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2.2 Nahverkehrsplanung und Antriebswende öffentlicher Nahverkehr 

Die Nahverkehrsplanung bildet den zentralen 
strategischen Rahmen für die zukünftige Ent-
wicklung des öffentlichen Verkehrs in der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock. Wie be-
reits im Wärmebereich diskutiert, handelt es 
sich auch hier nicht um ein einzelnes Planungs-
dokument, sondern um einen langfristigen 
Transformationsprozess, der rechtliche, techni-
sche, finanzielle und organisatorische Anforde-
rungen miteinander verbindet. Die Zielsetzung 
dieses Prozesses besteht darin, ein leistungs-
fähiges, klimafreundliches und zukunftssiche-
res ÖPNV-System zu schaffen, das sowohl die 
Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung erfüllt 
als auch die gesamtstädtischen Umwelt- und 
Klimaziele unterstützt. 

Die rechtlichen Grundlagen ergeben sich im 
Wesentlichen aus dem Personenbeförderungs-
gesetz, der EU-Verordnung 1370/2007 und 
dem ÖPNV-Gesetz Mecklenburg-Vorpommern. 
Sie verpflichten die HRO dazu, das öffentliche 
Verkehrsinteresse zu definieren, einen Nahver-
kehrsplan aufzustellen und die Ausgestaltung 
sowie Finanzierung der Verkehrsleistungen 
über öffentliche Dienstleistungsaufträge (ÖDA) 
sicherzustellen. Diese Vorgaben bilden den 
verbindlichen Rahmen, in dem sich die strate-
gische Weiterentwicklung des öffentlichen Ver-
kehrssystems vollzieht. 

Aus diesen gesetzlichen Vorgaben erwächst 
der Hanse- und Universitätsstadt Rostock die 
Verantwortung für die strategische Ausrichtung 
des öffentlichen Verkehrs im Stadtgebiet, das 
als ihr originärer Aufgabenbereich definiert ist. 
Da Mobilitätsbedürfnisse jedoch nicht an admi-
nistrativen Grenzen enden, werden sämtliche 
Planungen in enger inhaltlicher Abstimmung mit 
dem Landkreis Rostock vorgenommen, um ein 
integriertes, räumlich durchgehendes und funk-
tional abgestimmtes Verkehrssystem für Stadt 
und Umland zu gewährleisten. Während die 
Stadt die übergeordnete Steuerung für das ei-
gene Gebiet übernimmt, erfolgt die operative 
Umsetzung durch die Verkehrsunternehmen, 
insbesondere die RSAG. Die Verkehrsunter-
nehmen entwickeln die technischen und be-
trieblichen Transformationspfade ihrer jeweili-
gen Systeme und setzen diese in enger Abstim-
mung mit der Verwaltung um. 

Relevante Teilprozesse  

Der Transformationsprozess umfasst mehrere 
miteinander verknüpfte Teilprozesse, die sich ge-
genseitig bedingen. Auf der strategischen Ebene 
definiert die Nahverkehrsplanung das zukünftige 
Angebots- und Netzkonzept, legt Qualitätsstan-
dards fest, strukturiert die multimodalen Verknüp-
fungen und schafft den Rahmen für eine sozial-
verträgliche und klimaneutrale Mobilität. Gleich-
zeitig werden zentrale Grundsatzentscheidungen 
zu Infrastrukturen, Streckenerweiterungen und 
Betriebsformen vorbereitet. 

Auf der operativen Ebene beschreibt die An-
triebswende die konkrete technologische Wei-
terentwicklung der Verkehrssysteme. Diese 
umfasst die schrittweise Elektrifizierung der 
Busflotte und die dafür notwendige Modernisie-
rung der Betriebshöfe, die künftig leistungsfä-
hige Lade-, Energie- und Depotlogistik bereit-
stellen müssen. Hinzu kommt die langfristige 
Ersatzbeschaffung der Straßenbahnflotte in 
den Jahren 2023-2027, ca. 2033, 2043 und 
2053. Auch Fragen automatisierter oder auto-
nomer Betriebsformen spielen zunehmend eine 
Rolle, etwa im Depotbetrieb oder perspekti-
visch auf ausgewählten Linien. 

Genehmigungen und Fördermittel 

Die Umsetzung des Transformationsprozesses 
ist eng an die vorhandenen Förder- und Finan-
zierungsmechanismen gebunden. Die Umset-
zung von größeren Infrastrukturmaßnahmen 
wie beispielsweise der Straßenbahnausbau 
Tram West (siehe Steckbrief in Abschnitt 2.14), 
folgt einer klar strukturierten Förder- und Finan-
zierungslogik, bei der ein Nachweis der volks-
wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit nach der Stan-
dardisierten Bewertung 2016+ zu erbringen ist, 
und deren Ergebnisse die Grundlage für die 
Förderfähigkeit bilden. Das wichtigste Bundes-
instrument ist das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG), über das jährlich rund 
eine Milliarde EUR bundesweit bereitgestellt 
und über die Länder weiterverteilt werden. Er-
gänzend verfügen einige Länder wie Ba-
den-Württemberg oder Sachsen über eigene 
Programme zur Förderung von Straßenbahn-
projekten, die den kommunalen Handlungs-
spielraum zusätzlich erweitern können. Aktuell 
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verfügt Mecklenburg-Vorpommern über ein sol-
ches Programm nicht. 

Für die Antriebswende standen in den vergan-
genen Jahren vor allem Bundesförderpro-
gramme zur Verfügung, die jedoch regelmäßig 
überzeichnet waren. Im Mai 2026 soll es einen 
weiteren Aufruf im Rahmen der „Richtlinie zur 
Förderung alternativer Antriebe von Bussen im 
Personenverkehr“ des BMV geben, allerdings 
ist zu erwarten, dass hier erst Unternehmen 
ohne jegliche Busse mit alternativen Antrieben 
bevorzugt werden.  Dies bedeutet, dass zukünf-
tige Elektrifizierungsmaßnahmen stärker über 
kommunale und landespolitische Entscheidun-
gen getragen werden müssen.  

Relevante Veränderungen und Trends 

Der Transformationsprozess wird durch mehrere 
strukturelle und technologische Entwicklungen 
maßgeblich geprägt. Die Straßenbahninfrastruk-
tur, deren Kernbestände in den 1990er- und frü-
hen 2000er-Jahren erneuert wurden, erreicht in 
vielen Bereichen das Ende ihres Lebenszyklus. 
Dies führt zu einem erheblichen Sanierungsbe-
darf, der sowohl betrieblich als auch finanziell 
langfristig geplant werden muss. 

Parallel dazu stehen zwingende Ersatzbeschaf-
fungen der Straßenbahnflotte an. Im Jahr 2034 
endet die Nutzungsdauer von zehn bereits gene-
ralsanierten Fahrzeugen, deren Lebensdauer 
nicht weiter verlängert werden kann. Für das Jahr 
2044 ist der Ersatz von dreizehn weiteren Fahr-
zeugen erforderlich, die im Jahr 2013 beschafft 
wurden. Diese Zeitpunkte sind nicht flexibel, be-
einflussen die zukünftige Kostenstruktur maßgeb-
lich und erfordern eine frühzeitige strategische 
Vorbereitung. Insbesondere ist die geringe Stück-
zahl angesichts des Marktumfeldes der Hersteller 
problematisch. Hier ist zu prüfen, ob Kooperatio-
nen mit anderen Verkehrsunternehmen eine ge-
bündelte Ausschreibung ermöglichen. Hinsicht-
lich autonomer Straßenbahnfahrzeuge ist für 
2034 kein technologischer Sprung zu erwarten. 
Für die Beschaffung in 2044 ist dies jedoch nicht 
auszuschließen, insbesondere muss für auto-
nome Fahrzeuge der Betriebshof und Stre-
ckeninfrastruktur ertüchtigt werden.  

Die Elektrifizierung der Busflotte (RSAG) stellt 
aufgrund gesetzlicher Vorgaben eine weitere 
Schlüsselaufgabe dar. Sie erfordert tiefgreifende 

strukturelle Anpassungen der Betriebshöfe, ins-
besondere im Hinblick auf die Energieversor-
gung, Ladeinfrastruktur, Fahrzeugdisposition und 
betriebliche Abläufe. Perspektivisch wird bei den 
Bussen zudem der Einsatz automatisierter Sys-
teme – zunächst im Depot, später ggf. auf defi-
nierten Streckenabschnitten – an Bedeutung ge-
winnen und muss frühzeitig in die Planungen ein-
fließen. Die Erprobung von autonomen Busver-
kehren ist in der kommenden Dekade erwartbar.  

Eine konsequente ÖPNV-Bevorrechtigung von 
Bus und Straßenbahn führt zur Beschleunigung 
und minimiert den Fahrzeug- sowie Personalein-
satz. Zudem sind Beschleunigungsmaßnahmen 
leicht umsetzbar, weil kaum Infrastrukturmaßnah-
men notwendig sind, sondern nur verkehrssteu-
ernd der Individualverkehr benachteiligt wird. 

Zur Schließung des strukturellen Defizits sind 
auch Ideen zur Drittnutzerfinanzierung (u. a. 
Kombitickets, Gästecard) konsequent weiterzu-
verfolgen. Auch das Thema Parkgebühren, so-
wohl in der Höhe als auch in der Örtlichkeit, 
kann helfen das strukturelle Defizit zu reduzie-
ren, da es verkehrslenkend wirkt.  

Aktueller Planungsstand   

Der aktuelle Nahverkehrsplan bildet den strategi-
schen Orientierungsrahmen bis 2030, bevor die 
nächste Fortschreibung ansteht, welche die inhalt-
lichen Grundlagen für die 2030er-Jahre setzt. Die 
daran anschließenden Maßnahmen bewegen sich 
teilweise in Zeithorizonten, die weit über einzelne 
Planungsperioden hinausreichen: Infrastrukturpro-
jekte des öffentlichen Verkehrs sind komplex, be-
sitzen lange Vorlaufzeiten für Planung, Genehmi-
gung und Bau und stellen nach ihrer Umsetzung 
Investitionen mit Lebensdauern von mehreren 
Jahrzehnten dar.  Aktuell findet sich beispielsweise 
das Projekt der Tram West Erweiterung (Priorität 1 
des aktuellen Nahverkehrsplans) am Ende der 
Vorplanung, genauere Informationen sind im Pro-
jektsteckbrief unter Abschnitt 2.14 zu finden.  

Auch die Umstellung der Antriebssysteme befindet 
sich in einem strukturierten, aber noch laufenden 
Transformationsprozess. Der aktuelle Planungs-
stand findet sich im Projektsteckbrief E-Antrieb 
Leistungsfahrzeuge Bus der RSAG unter Abschnitt 
2.15. Gleiches gilt für die Fahrzeugflotte der Stadt-
entsorgung Rostock (SR). Details dazu finden sich 
in einem zweiten Projektsteckbrief in Abschnitt 
2.18.
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2.3 Projektübersicht 

Die zuvor dargestellten Planungsprozesse be-
schreiben den übergeordneten Rahmen und 
somit das „Wie“ der notwendigen Veränderun-
gen. Wie wird diese übergeordnet organisiert, 
gesteuert und priorisiert, um die Ziele einer 
nachhaltigen und resilienten Daseinsvorsorge 
zu erreichen. Um diese strategischen Pfade in 
der Praxis wirksam umzusetzen, braucht es je-
doch konkrete Maßnahmen und Vorhaben. Die 
folgenden Projektbeispiele verdeutlichen daher 
das „Was“, also die bereits heute in den einzel-
nen Handlungsfeldern angestoßenen oder sich 
in der Planung oder Umsetzung befindlichen 
Projekte. Diese bilden den Kern der Transfor-
mation zur nachhaltigen Daseinsvorsorge. 

Alle 15 nachfolgend beschriebenen Projekte 
sind dabei maßgeblich durch die drei überge-
ordneten strategischen Ziele der nachhaltigen 
Daseinsvorsorge geprägt, deren Erreichung 
auch in ihrer weiteren Planung leitend verfolgt 
wird: die Sicherstellung der Ver- und Entsor-
gungssicherheit und Stärkung der Resilienz 
über alle Handlungsfelder hinweg, die Errei-
chung der Netto-Treibhausgasneutralität bis 
2045 unter Wahrung gesetzlicher Pflichten und 
lokalen Zielvorgaben sowie die Wahrung der 
langfristigen finanziellen Tragfähigkeit kommu-
naler Dienstleistungen und Investitionen aus 
gesamtwirtschaftlicher Perspektive. 

Die für diesen Bericht ausgewählten Projekte 
stellen dabei eine Übersicht dar, bilden aber 
keine abschließende oder priorisierte Auswahl. 
Sie sind beispielhaft zu verstehen und geben 
einen Einblick in die Bandbreite relevanter 
Maßnahmen über die Handlungsfelder hinweg. 
Teilweise sind direkt mehrere Tochterunterneh-
men involviert. Auf den nachfolgenden Seiten 
wird zunächst das federführende Unternehmen 
genannt, wobei weitere Unternehmen und Ak-
teure beteiligt und für den Projekterfolg maß-
geblich sein können. Zudem ist es wichtig zu 
erwähnen, dass sich einige der Projekte noch 
in frühen Planungsstadien befinden und somit 
noch Risiken und regulatorischen Unsicherhei-
ten unterliegen. Somit ist eine Anpassung der 
jeweiligen Planungen mit einem Fortschritt der 
Transformation nicht nur unerlässlich, sondern 
bereits durch einen adaptiven Planungsansatz 

aktiv in die weitere Ausgestaltung der Planun-
gen einbezogen.  

Im Folgenden wird der aktuelle Stand der Pla-
nungen dokumentiert. Einige der Projekte ver-
fügen über eigene Informationsseiten oder wei-
terführende Dokumentationen. Dort werden 
laufend aktuelle Informationen auch über die-
sen Bericht hinaus bereitgestellt. 

In den Steckbriefen genannte Investitionsvolu-
mina beziehen sich dabei stets auf die Jahre bis 
2030 gemäß RVV-Wirtschaftsplanung inklusive 
bereits getätigter Investitionen gemäß Bilanz-
stichtag 31.12.2025 sowie ergänzender Schät-
zungen über 2030 hinaus. Der Posten „Anteil 
Fördermittel“ enthält sowohl Fördermittel mit 
bereits vorliegendem Bescheid als auch För-
dermittel, mit denen im weiteren Prozess zu 
rechnen ist.  

Es wurde ebenfalls geprüft, inwieweit eine pro-
jektübergreifende Einordnung der Wirkung der 
Projekte möglich ist, beispielsweise nach ihrer 
Wirkung auf das Ziel der Erreichung der Netto-
Treibhausgasneutralität. Aufgrund komplexer 
Wechselwirkungen und der Multidimensionali-
tät nachhaltiger Daseinsvorsorge würde ein sol-
cher Ansatz hier jedoch zu kurz greifen. So 
hängt die Wirkung einer Einzelmaßnahme 
maßgeblich davon ab, wie sich das „Ohnefall“-
Szenario ausgestalten würde, dieses liegt je-
doch nicht vor, insbesondere weil zahlreiche 
Maßnahmen ineinandergreifen, beispielsweise 
im Umbau des Fernwärme-Erzeugerparks. Die 
Wirkung eines einzelnen Projekts hängt dabei 
direkt von der Realisierung anderer Projekte 
ab. 

Gleiches gilt für die Bewertung von Wirkungen 
außerhalb der Scope 1 und Scope 2 Emissio-
nen. So entfaltet beispielsweise die Mobilitäts-
wende ihre Wirkung insbesondere indirekt auf 
die THG-Emissionen des motorisierten Indivi-
dualverkehrs und trägt darüber hinaus zur 
Strukturentwicklung der Stadt bei.  Wo im Ein-
zelfall die Bewertung dennoch näher quantifi-
zierbar ist, sind Eckwerte zu den erwarteten 
THG-Wirkungen angegeben. 
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Daneben erfolgt eine übergreifende Einordung 
mit Blick auf das Ziel der Netto-Treibhausgas-
neutralität in Abschnitt 3.2 unter Identifikation 

grundsätzlicher strategischer Schlüsselfakto-
ren über die einzelnen Projekte hinaus.  

Nr. Tochterunternehmen Projekttitel Handlungsfelder 

1  
Stadtwerke 
Rostock AG Abwasserwärmenutzung (AWN) 

Wärme sowie 
Wasser und Ab-

wasser 

2  Stadtwerke 
Rostock AG 

Fernwärmeauskopplung Ersatz-
brennstoffanlage Überseehafen 
(FAK EBS) 

Wärme 

3  Stadtwerke 
Rostock AG 

Umbau Erzeugerpark und 
Fernwärmenetz Rostock ab 2030 Wärme 

4  Stadtwerke 
Rostock AG 

Power-to-Heat-Anlage mit  
Wärmespeicher (abgeschlossen) 

Wärme sowie 
Strom und Strom-

netze 

5  Stadtwerke 
Rostock AG Langzeitwärmespeicher (LZS) Wärme 

6  Stadtwerke 
Rostock AG 

Ausbau, Verdichtung und Sanierung 
Fernwärmenetz Wärme 

7  Stadtwerke Rostock Netz-
gesellschaft mbH 

Das Basisnetz der Energiewende: 
Ausbau Stromnetz  

Strom und 
Stromnetze 

8  Stadtwerke 
Rostock AG Bau Batteriespeicher Strom und 

Stromnetze 

9  Nordwasser  
GmbH 

Entwässerungsleitachse / 
Schwammstadt 2080 

Wasser und  
Abwasser 

10  Nordwasser  
GmbH 

Klimawandelanpassung Meeresspie-
gelanstieg 

Wasser und  
Abwasser 

11  Rostocker  
Straßenbahn AG Tram West Öffentliche  

Mobilität 

12  Rostocker  
Straßenbahn AG 

Klimaneutrale Busbeschaffungsstra-
tegie einschließlich Ladeinfrastruktur 

Öffentliche  
Mobilität 

13  Rostocker  
Straßenbahn AG Zyklische Straßenbahnbeschaffung  Öffentliche  

Mobilität 

14  Stadtentsorgung Rostock 
GmbH PV-Anlage Parkentin 

Abfallwirtschaft so-
wie Strom und 

Stromnetze 

15  Stadtentsorgung Rostock 
GmbH 

Umstellung Fahrzeuge auf CO2 -
neutrale Antriebe Abfallwirtschaft 

16 
 

Rostocker Fracht- und Fi-
schereihafen GmbH 

Sanierung Hafeninfrastruktur und 
Warnowpier Hafenwirtschaft 
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2.4 Abwasserwärmenutzung (AWN)

Eckwerte 

 

Handlungsfeld  Wärme sowie  
Wasser und Abwasser 

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2030 

Investitions- 
volumen ca. 55 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel 40 % 

 
Hintergrund 

Das Projekt Abwasserwärmenutzung der Stadt-
werke Rostock AG umfasst den Bau einer 
Großwärmepumpe unmittelbar nördlich des 
Standortes der Kläranlage Bramow. Die Groß-
wärmepumpe nutzt die im gereinigten Abwas-
ser enthaltene Restwärme und führt diese nach 
Temperaturerhöhung dem städtischen Fern-
wärmenetz zu. Die thermische Leistung beträgt 
ca. 17-21 MW. Dies entspricht rund 3 % des ge-
samten Erzeugerparks. Durch den ausgepräg-
ten Jahreslastgang der Fernwärme können da-
mit zwischen 7% der Winterhochlast und 100% 
der Sommerlast durch die Anlage gedeckt wer-
den. 

Die AWN stellt den ersten entscheidenden grü-
nen Erzeuger im Fernwärmenetz Rostock dar, 
der auch im Sinne der BEW Förderung Aner-
kennung findet. Ein wichtiger, weil initialer 

Schritt, die Wärmeerzeugung für das Fernwär-
menetz auf eine klimaneutrale Erzeugung um-
zustellen. Von diesem Ausgangspunkt aus wird 
die fossile Erzeugung im Erzeugerpark Schritt 
für Schritt reduziert.  

Detailbeschreibung  

Die Großwärmepumpe entzieht dem gereinig-
ten Abwasser der Kläranlage Wärmeenergie 
und hebt die Temperatur mittels Wärmepum-
pentechnologie auf das für das Fernwärmenetz 
erforderliche Niveau an. Die Anlage arbeitet 
nach dem gleichen Prinzip wie private Wärme-
pumpen, jedoch im deutlich größeren Maßstab. 

Das Projekt ist dabei Bestandteil der kommuna-
len Wärmeplanung der HRO. Das Projekt befin-
det sich in der Genehmigung. Die Umsetzung 
ist Teil der Planungen bis 2030.  

Das Projekt wird in Zusammenarbeit zwischen 
der Stadtwerke Rostock AG, dem WWAV und 
der Nordwasser GmbH realisiert. Dementspre-
chend stellte der Vertragsschluss mit dem 
WWAV als verantwortlichem Zweckverband 
den ersten wichtigen Schritt in der Realisierung 
dieses Projektes dar. Es folgten intensive Ab-
stimmungen mit dem Kläranlagenbetreiber 
Nordwasser zu möglichen Standorten der erfor-
derlichen Infrastruktur. Dazu zählen auf dem 
Gelände des WWAV vor allem das Entnahme-
bauwerk und die Klarwassertrasse. Ersteres 
dient dazu, die notwendige Menge geklärtes 
Abwasser aus dem Abwasserstrom abzuleiten, 
Letztere schließlich dazu, dieses abgeleitete 
Klarwasser auf das Grundstück der Stadtwerke 
Rostock zu verbringen. Dieses liegt unmittelbar 
nördlich der Kläranlage. Hier entsteht für das 
Projekt AWN ein Gebäude für die Großwärme-
pumpe, ca. 50 m lang, 30 m breit und 15 m 
hoch. Zur Verstetigung des Klarwasserstroms 
wird außerdem ein ca. 15 m hoher Speicher mit 
einem Durchmesser von ca. 20 m errichtet. 
Beide Bauwerke werden so platziert, dass das 
Grundstück weiteren Transformationsprojekten 
Platz bietet. 
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2.5 Fernwärmeauskopplung Ersatzbrennstoffanlage Überseehafen (FAK EBS)

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Wärme  

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2028 

Investitions- 
volumen 32 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel 40 % (nur Trasse) 

 
Hintergrund 

Auf dem Pfad zur Transformation des Erzeu-
gerparks der Fernwärme ist die Nutzung von 
unvermeidbarer Abwärme dringend geboten. 
Insbesondere, wenn günstige Rahmenbedin-
gungen wie die Nähe zur Fernwärmeleitung 
vorliegen.  

Bei der Verbrennung von Abfällen im Ersatz-
brennstoff-Heizkraftwerk (EBS HKW) entsteht 

immer unvermeidbare Abwärme aus dem Ver-
brennungsprozess, die aktuell durch Luftkühler 
an die Umgebung abgegeben wird. Diese Wär-
memenge hat ein sehr hohes Energiepotenzial 
und könnte bei Nutzung in der Fernwärme ca. 
25% der Jahreswärmebedarfs beistellen. 

Das EBS HKW der Danpower GmbH liegt mit 
ca. 2 km Entfernung zu einer Fernwärmehaupt-
trasse vergleichsweise nah und hat damit güns-
tige Standort-Voraussetzungen. 

Die Fernwärmeauskopplung aus der Müllver-
brennung (FAK EBS) bildet somit einen weite-
ren Schritt, die Wärmeerzeugung für das Fern-
wärmenetz auf eine klimafreundliche Erzeu-
gung umzustellen, und somit Schritt für Schritt 
die fossil basierte Wärmeerzeugung im Kraft-
werkspark zu reduzieren.  

Detailbeschreibung 

Das Projekt Fernwärmeauskopplung Ersatz-
brennstoff-Heizkraftwerk umfasst auf Seiten 
der SWRAG den Bau einer Wärmeübertrager-
station am Standort des EBS HKW der Dan-
power GmbH.  Zuvor wird durch Umbau der 
Dampfturbine sichergestellt, dass die bislang 
am Luftkondensator (LUKO) als unvermeidbare 
Abwärme an die Umgebung abgegebene Wär-
memenge, zukünftig mit der nachfolgenden 
Kondensation über Heizkondensatoren an das 
Fernwärmenetz der Stadtwerke Rostock abge-
geben und zur Beheizung der Haushalte ge-
nutzt werden kann. Die thermische Leistung be-
trägt ca. 32 MW. 
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2.6 Umbau Erzeugerpark und Fernwärmenetz Rostock ab 2030

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Wärme  

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont 2030 bis 2045 

Investitions- 
volumen ca. 550 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel 40 % 

 

Hintergrund  

Im Jahr 2030 ist die SWRAG gesetzlich ver-
pflichtet, 30% der Fernwärme klimaneutral zu 
erzeugen. Diese Vorgabe wird durch die Um-
setzung der „No-Regret“-Maßnahmen AWN 
und FAK EBS erfüllt. Für die weiteren Wegmar-

ken, 80 % in 2040 und 100 % in 2045, sind wei-
tere Umweltwärme- und unvermeidbare Abwär-
mequellen für die Fernwärme zu erschließen. 
Dabei gilt neben der Wahl des Standortes 
(Nähe zum Fernwärmenetz) der ökonomische 
Grundsatz: Je höher die Quelltemperatur, desto 
wirtschaftlicher ist die Maßnahme. Es ist daher 
erklärtes strategisches Ziel der SWRAG, für die 
Jahre nach 2030 weiterhin die besten Wärme-
quellen für Fernwärmeauskopplung zu erschlie-
ßen, das heißt solche Fernwärmequellen, in de-
nen der Dreiklang aus Bezahlbarkeit, Versor-
gungssicherheit und Umweltverträglichkeit am 
besten umgesetzt werden kann.  

Detailbeschreibung 

Hochtemperierte Abwärmepotenziale können 
zum Teil direkt, ohne zusätzliche Großwärme-
pumpen, besonders wirtschaftlich zur Aufhei-
zung der Fernwärme verwendet werden. Diese 
Abwärme entsteht in industriellen Prozessen, 
wie Müllverbrennung, Düngemittelproduktion, 
chem. Industrie (Graue Wasserstoffproduktion, 
Ammoniak-Cracker, Wasserstoff-Elektroly-
seure, etc.) und in Rechenzentren. Diese Anla-
gen sind in Rostock und Umgebung zum Teil 
vorhanden, zum Teil noch in Planung. In 
Summe bieten alle bekannten Abwärmemen-
gen das Potenzial, die verbleibenden 70% des 
Fernwärme-Jahresbedarfs im Zieljahr 2045 zu 
liefern.   

Sollte sich in den folgenden Jahren die Er-
schließung dieser industriellen Abwärmequel-
len nicht vollumfänglich realisieren lassen, hat 
Rostock Umweltwärmepotenziale wie die 
Warnow, die Ostsee und auch Tiefengeother-
mie, deren Nutzung dazu beitragen kann, die 
Zielmarke 100% klimaneutrale Fernwärme in 
2045 abzusichern.   
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2.7 Power-to-Heat-Anlage (PtH) mit Wärmespeicher (abgeschlossen)

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Wärme sowie Strom 
und Stromnetze 

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont in Betrieb seit 2021 
bzw. 2023 

Investitions- 
volumen 

40 Mio. €  
(bereits getätigt) 

Anteil Förder-
mittel 63 % 

 
Hintergrund  

Das Stromnetz sieht sich insbesondere in der 
Übertragungsnetzzone des Übertragungsnetz-
betreibers 50Hertz zeitweilig einem großen Über-
angebot an Strom aus regenerativer Energieer-
zeugung durch Wind und Sonne ausgesetzt. Da 
Betreiber für angemeldete, aber dann nicht abruf-
bare Bereitstellung von elektrischem Strom ent-
schädigt werden, entstehen so jährlich hohe Kos-
ten, genannt Redispatch-Kosten. An diesem 
Punkt hat 50hertz angesetzt und das Programm 
“Nutzen statt Abregeln” ins Leben gerufen.  

Im Rahmen dieses Programms wurde der Bau 
der Power-to-Heat Anlage durch 50Hertz finan-
ziert. Das Projekt wurde zu 40 % durch die 
BAFA gefördert. 

Detailbeschreibung 

Der Tank-Wärmespeicher in Rostock ist ein 
druckloser Wassertank mit einem Volumen von 
45 Millionen Litern Wasser. Dieses Volumen be-
steht aus einer “heißen“ Phase, auf dem Niveau 

des Fernwärmevorlaufes bzw. maximal 98°C 
und einer “kalten” Phase auf dem Niveau des 
Fernwärmerücklaufs. Zwischen diesen Phasen 
unterschiedlicher Temperaturen bildet sich eine 
ca. 1m breite Trennschicht, die allein durch die 
Art der Eindüsung des nachströmenden Was-
sers erhalten wird. Entladen des Speichers be-
deutet entsprechend, dass heißes Wasser ent-
nommen und Vorlaufwasser in passender 
Menge in den Speicher gepumpt wird. Beladen 
des Speichers erfolgt entsprechend durch Ein-
düsen von Fernwärme-Vorlaufwasser und Ent-
nahme von Rücklaufwasser in der entspre-
chenden Menge. Das Wasservolumen wird also 
immer mehr oder weniger konstant gehalten.  

Auf diese Art und Weise können bis zu 2 GWh 
Fernwärme gespeichert werden. Diese Ener-
giemenge wird im Fernwärmenetz Rostock an 
einem Wochenende in der Übergangszeit bzw. 
an einem Tag in der Winterzeit verbraucht. Für 
diese Zeiträume kann so die Wärmebereitstel-
lung von der Stromerzeugung entkoppelt wer-
den. Da der dominierende Erzeuger für das 
Wärmenetz ein Kraft-Wärme-Kopplungs-Gas-
und-Dampf-Kraftwerk (KWK-GuD Kraftwerk) 
ist, sind diese sonst untrennbar verbunden. Das 
führt immer dann zu Schwierigkeiten, wenn bei 
kaltem Wetter viel Sonnen- und Windenergie 
geerntet werden oder aber wenn bei warmem 
Wetter wenig Erneuerbare Energie zur Verfü-
gung steht.  Da hilft nun der Speicher. 

Bei der Power-to-Heat Anlage handelt es sich 
um einen Elektrodenkessel, der 20 MW thermi-
sche Energie in das Fernwärmenetz einspeisen 
kann. Sie kommt immer dann zum Einsatz, 
wenn ein Überangebot an elektrischer Energie 
vorliegt, also viel Erneuerbare Energie einge-
speist wird. Statt nun einzelne Erzeuger stillzu-
setzen und entsprechend Redispatch zu ent-
schädigen, wird ein Teil dieser Energie nun im 
Rostocker Fernwärmenetz genutzt. Die Anla-
gengröße ist dabei so gewählt, dass bis zu 
100 % der Sommerlast mit der Power-to-Heat 
Anlage zur Verfügung gestellt werden können. 

Neben den 20 MW, um die nun das elektrische 
Netz entlastet wird, ist gleichzeitig kein Betrieb 
der KWK-GuD-Anlage mehr nötig. Das bedeu-
tet, dass weitere 20 MW Einspeisung in das 
Stromnetz vermieden werden, in Summe also 
40 MW erneuerbare Energien genutzt statt ab-
geregelt werden.
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2.8 Langzeitwärmespeicher (LZS)

Eckwerte

 

Handlungsfeld Wärme 

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2029 

Investitions- 
volumen 49 Mio € 

Summe Fördermit-
tel 40% 

 
Hintergrund 

Die Nutzung von unvermeidbarer Abwärme und 
Überschussenergie ist zur Transformation des 
Fernwärmenetzes von zentraler Bedeutung. Mit 
einem großen Erdbeckenwärmespeicher kann 
vorhandene, unvermeidbare Abwärme und 
Überschussenergie, welche im Sommer sonst 
ungenutzt blieben, eingespeichert werden und 
zu bedarfsstärkeren Zeiten in das Fernwärme-
netz zurückgespeist werden. Dadurch kann der 
Anteil erneuerbarer Energien erhöht und Pri-
märenergie eingespart werden. Der Langzeit-
wärmespeicher bietet so eine Möglichkeit zur 
systemischen Optimierung des Fernwärme-
netzbetriebes. 

Für den Bau derart großer Speicher müssen 
vor Ort günstige Rahmenbedingungen vorlie-

gen. Dazu zählen insbesondere stabile Boden-
verhältnisse und tiefgelegene Grundwasserlei-
ter, aber auch die Nähe zu bestehenden Fern-
wärmeleitungen mit großem Durchmesser ist 
relevant. Nur so können die Investitions- und 
Betriebskosten der Anlage geringgehalten wer-
den, um einen vorteilhaften Effekt zu erzielen. 

Detailbeschreibung 

Das Projekt Langzeitwärmespeicher besteht aus 
zwei Teilprojekten: dem Bau des Speichers inkl. 
Pumpstation und dem Bau einer Nachheizanlage. 
Die Gesamtanlage wird am Standort Hafenbahn-
weg errichtet, weil dort gute Voraussetzungen be-
stehen. 

Für die Errichtung des Langzeitspeichers wird ein 
großes Erdbecken mit ca. 100m x 300m ausge-
hoben, wobei der abgetragene Boden als Deich 
aufgeschüttet wird. Das Becken wird mit einer 
wärmebeständigen Folie ausgekleidet und über 
festverbaute Düsen mit Wasser befüllt. Auf der 
Wasseroberfläche wird ein wärmedämmender 
Schwimmdeckel installiert, damit das heiße Was-
ser nicht auskühlt. Über eine Rohrleitung und 
Wärmetauscher ist der Speicher mit dem Fern-
wärmenetz verbunden und gibt sein heißes Was-
ser zum Heizen an die Verbraucher ab. Dabei 
kühlt das Speicherwasser ab und kann später mit 
überschüssiger Wärme erneut beladen werden. 
An besonders kalten Tagen ist das bis zu 95°C 
warme Speicherwasser nicht heiß genug, sodass 
mit einer Nachheizanlage zugeheizt werden 
muss. 

Die Anlage wird sich durch Begrünung und Be-
kieselung sowie ansprechende Gestaltung in 
die Umgebung einfügen 

Die thermische Be- und Entladeleistung des 
Speichers beträgt ca. 50 MW, wobei pro Zyklus 
etwa 25 GWh Wärme gespeichert wird. 
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2.9 Ausbau, Verdichtung und Sanierung Fernwärmenetz

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Wärme  

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2035 

Investitions- 
volumen 

ca. 25 Mio. EUR 
pro Jahr bis 2035 

Anteil Förder-
mittel 40 % 

 
Hintergrund  

Die Stadtwerke Rostock AG betreibt in der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock ein rund 
450 km langes Fernwärmenetz, über das jähr-
lich etwa 750 GWh Wärme verteilt werden. Das 
Fernwärmenetz ermöglicht die Nutzung von 
großen Abwärme- und Umweltwärmequellen 
im Stadtgebiet und ist damit ein zentraler Bau-
stein für die klimaneutrale Wärmeversorgung. 

Eine wirtschaftliche Fernwärmeversorgung 
kann immer dann gewährleistet werden, wenn 
hohe Wärmeliniendichten und ein entspre-
chend hoher Anschlussgrad im Quartier vor-
handen sind. Die hierfür geeigneten Gebiete 
wurden im Rahmen der kommunalen Wärme-
planung identifiziert und werden nun sukzes-
sive erschlossen. 

 

 

Parallel dazu wird in bereits fernwärmerschlos-
senen Gebieten die Anschlussquote der Ge-
bäude erhöht. 

Gleichzeitig ist das Fernwärmenetz rollierend 
zu sanieren und instand zu halten, um die Ver-
sorgungssicherheit dauerhaft sicherzustellen. 
Aufgrund des fortgeschrittenen Alters vieler Lei-
tungsabschnitte wird der Sanierungsbedarf in 
den kommenden Jahren deutlich ansteigen. 

Detailbeschreibung 

Das Ausbauziel des Fernwärmenetzes wurde 
im Wärmeplan der Hanse- und Universitäts-
stadt Rostock definiert. Bis 2035 soll durch die 
Stadtwerke Rostock AG ein zusätzliches Poten-
zial von 100 GWh/a an Wärmebedarf erschlos-
sen werden.  

Im Mittelpunkt stehen dabei die Stadtgebiete, 
Hansaviertel, Kröpeliner-Tor-Vorstadt, Reu-
tershagen, Stadtmitte, Warnemünde und 
Gehlsdorf. 

Neben der Erschließung neuer Gebiete ist es 
zwingend erforderlich, auch die Verdichtung in 
den bereits erschlossenen Bereichen weiter vo-
ranzutreiben, um die Wirtschaftlichkeit des 
Netzbetriebs weiter zu steigern. 

Bei einer geplanten jährlichen Ausbaurate von 
rund 5 km könnte das Netz bis 2035 eine Länge 
von etwa 500 km erreichen. Gleichzeitig muss 
die Sanierungsrate im Leitungsbestand stei-
gen. Statt aktuell etwa 2 km pro Jahr werden 
künftig rund 4 km Leitungssanierung erforder-
lich sein. Besonders aufwendig wird dabei die 
bis 2035 notwendige Sanierung des Warnow-
dükers. 

Ein weiterer zentraler Aspekt ergibt sich aus 
dem Transformationsplan der Stadtwerke 
Rostock AG. Die Absenkung der maximalen 
Netzvorlauftemperatur von 125°C auf 110 °C, 
um Wärmeverluste zu reduzieren und die Effi-
zienz bei der Einspeisung erneuerbarer Wär-
meerzeuger zu steigern. Diese Temperaturab-
senkung erfordert umfangreiche Verstärkungs- 
und Anpassungsmaßnahmen im Netz, deren 
Bedarf und Priorisierung derzeit durch die 
Stadtwerke Rostock AG untersucht wird. 
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2.10 Das Basisnetz der Energiewende: Ausbau Stromnetz 

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Strom- und Stromnetz 

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2045 

Investitions- 
volumen 

mindestens  
300 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel keine Fördermittel 

 
Hintergrund  

Das Sichern der Ziele des “energiewirtschaftli-
chen Dreiecks” mit Versorgungssicherheit, be-
zahlbarer Energie und Klimaschutz ist eine Auf-
gabe, die alle Teile der Energiewirtschaft durch-
dringt und fordert. Dies spiegelt sich in den An-
forderungen an die Unternehmen der RVV wi-
der. Es sind Lösungen für die Themen Energie-
versorgung im engeren Sinne, Mobilität, Si-
chern der Infrastruktur und Erbringen von 
Dienstleistungen für die Bürger der HRO zu 
entwickeln und umzusetzen. Allen Lösungsan-
sätzen ist gemein, dass sie in verschiedener 
Ausprägung Anforderungen an das Funktionieren 
und die Entwicklung des Stromnetzes der HRO ha-
ben. Ein funktionierendes, sicheres und zukunfts-
fähiges Stromnetz ist die Basis für das Funktionie-
ren der Daseinsvorsorge in HRO. Diese Heraus-
forderung abzusichern ist eine anspruchsvolle, 
gleichzeitig   sinnstiftende Aufgabe für die SWR. 

 

Detailbeschreibung 

Ein Großteil der in dieser RVV-Strategie genann-
ten Aufgaben und Projekte gehen jeweils mit stei-
genden Anforderungen an das Stromnetz einher. 
Gleichzeitig unterliegt die Entwicklung des Strom-
netzes rechtlicher Restriktionen, wie den Vorga-
ben aus dem § 14 d EnWG. Dies verpflichtet uns, 
Entwicklungsszenarien und Netzausbaupläne 
aufzusetzen, mit dem Ziel, eine Klimaneutralität 
der Stromnetze in 2045 zu erreichen. Die Progno-
sen belegen den enormen Ausbaubedarf in den 
Stromverteilnetzen bereits in den kommenden 
zehn Jahren und darüber hinaus bis 2045. Für 
das Rostocker Stromnetz wird bis 2030 eine Ver-
dopplung und bis 2035 eine Verdreifachung der 
Netzlast prognostiziert. Nicht enthalten sind An-
schlüsse durch industrielle Groß-Ansiedlungen, 
Rechenzentren, Großbatteriespeicher etc. Somit 
ist das genannte Volumen eher als konservativ zu 
werten. Aktuell haben wir in Rostocks Stromnetz 
Anmeldewünsche in einer Größenordnung von 
ca. 1200 MW bei einer Höchstlast von ca. 130 
MW. Um die Spezifika Rostocks abzusichern, 
wurden in einer langfristigen Unternehmenssimu-
lation ganzheitliche Szenarien unter Berücksichti-
gung politischer/regulatorischer Vorgaben, der 
Wärmeplanung und weiterer HRO-spezifischer 
Rahmenbedingungen vorgenommen. Dieser Si-
mulationsansatz zeigt beeindruckend, dass die 
Energiewende in Rostock eine sektorenübergrei-
fende Aufgabe ist. Gleichzeitig werden die o. g. 
Annahmen der Stromnetzentwicklung weiter vali-
diert. Das Investitionsvolumen wird sich gegen-
über 2024 jährlich verdoppeln und erreicht eine 
Größenordnung von ca. 10 bis 15 Mio. EUR pro 
Jahr. Im Betrachtungszeitraum wird ein Investiti-
onsvolumen von deutlich über 300 Mio. EUR 
prognostiziert.  

Avisierte aktuell erkennbare Highlights sind der 
Anschluss der Abwasserwärmepumpe, die Mit-
wirkung bei „No-Regret“-Maßnahmen der SWR 
und der notwendige Bau neuer Umspannwerke. 

Eigene Verpflichtung ist, die sichere Versor-
gung der Rostocker Bürger und Unternehmen 
während des beschriebenen Transformations-
prozesses zu gewährleisten.  

Die Herausforderungen personeller, prozessu-
aler und finanzieller Art sind immens, die Aufga-
ben jedoch spannend und die Ziele von hoher 
Relevanz für die Erreichung der Klimaneutrali-
tät.

  



 

30 

2.11 Bau Batteriespeicher

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Strom und 
Stromnetze 

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2027 

Investitions- 
volumen ca. 14 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel keine Fördermittel 

 

Hintergrund  

Wie bereits im Rahmen der Power-to-Heat An-
lage betrachtet, hat das Stromnetz insbeson-
dere im Nordosten Deutschlands die Heraus-
forderung, viel Erneuerbare Energien bei mäßi-
gem Verbrauch zu verarbeiten. Daraus ergeben 
sich häufig ausgeprägte Überangebotsphasen 
von etwa 2h Dauer. Dementsprechend hat eine 
Netzanalyse gezeigt, dass ein Batteriespeicher 
mit einem Kapazitäts-Ladeleistungsverhältnis 
von ca. 0,5, was einer Speicher- bzw. Entlade-
dauer von etwa zwei Stunden entspricht, ein ef-
fektives Hilfsmittel ist, um das Stromnetz wirk-
sam zu entlasten. 

Detailbeschreibung 

Im Detail ist geplant, am Standort Marienehe ei-
nen Batteriespeicher der Größe 40 MWh zu er-
richten, der mit einer Lade-/Entladeleistung von 
maximal 20 MW betrieben werden soll. Aus die-
sem vergleichsweise moderaten Verhältnis von 
Ladeleistung und Kapazität ergibt sich eine ma-
ximale Lebensdauereffizienz, die indirekt den 
Stromnetzkosten zugutekommt. Zu diesem 
Zweck erfolgt aktuell eine Ertüchtigung des lo-
kalen Werksnetzes am Standort Marienehe. 
Anschließend erfolgt die Installation der eigent-
lichen Batteriemodule, höchstwahrscheinlich 
als Containerlösung. Diese Investition wird 
ohne Fördermittel realisiert. 
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2.12 Entwässerungsleitachse / Schwammstadt 2080

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Wasser und  
Abwasser 

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2080 

Investitions- 
volumen 

mind. 180 Mio. EUR 
(davon 30 Mio. EUR 

bereits getätigt) 

Anteil Förder-
mittel keine Fördermittel 

 
Hintergrund  

Eine wassersensible Stadtentwicklung ist ein 
wesentlicher Baustein der Klimaanpassung. In-
nerstädtische Grün- und Wasserflächen – auch 
auf Dächern und Fassaden – können 
Regenwasser gezielt aufnehmen und 
(zwischen-)speichern, was sowohl bei Stark-
regen als auch bei Trockenheit hilft. Diese 

Flächen wirken wie ein „Schwamm“ und dienen 
nicht nur dem städtischen Wasserhaushalt, 
sondern entlasten auch unsere Kanäle.  

Genau diesen Ansatz verfolgen die wesentli-
chen Akteure der Rostocker Wasserwirtschaft 
in der bereits in 2019 gegründeten Arbeitsge-
meinschaft „KOGA“ („Kommunale Gemein-
schaftaufgabe Binnenhochwasserschutz“) un-
ter der Leitung des Umweltamtes der Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock.  

Wesentliches Ziel der Arbeitsgemeinschaft ist 
die Beseitigung neuralgischer Überflutungs-
schwerpunkte.  

Detailbeschreibung 

Ein maßgebliches Projekt ist dabei die Realisie-
rung der Entwässerungsleitachse für die Kröpe-
liner-Tor-Vorstadt (KTV) in Rostock. Diese be-
ginnt an dem neuralgischen Überflutungs-
schwerpunkt S-Bahnunterführung Parkstraße, 
passiert die Ulmenstraße sowie die Fritz-Reu-
ter-Straße, quert die Doberaner Straße und en-
det in der Unterwarnow. Die Achse ist eine 
künstliche Nachahmung des historischen Ge-
wässerlaufes „Hasenbäk“. Dazu werden in 
mehreren Baumaßnahmen die vorhandenen 
Mischwasserkanäle in separate Schmutz- und 
Regenwasserkanäle ausgetauscht sowie un-
terirdische Rückhalte- und Speichersysteme 
eingebaut. Mit der schrittweisen Vollendung 
dieser Leitachse wird das Regenwasser insbe-
sondere bei Starkregen deutlich besser abge-
leitet werden können. Weitere dieser Projekte 
sollen in den nächsten Jahren folgen, nicht 
auch zuletzt durch den Beschluss der Bürger-
schaft in Bezug auf die Umsetzung der Leitstra-
tegie Schwammstadt 2080. 
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2.13 Klimawandelanpassung Meeresspiegelanstieg

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Wasser und  
Abwasser 

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2045 

Investitions- 
volumen 

mindestens  
70 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel noch unbekannt 

 
Hintergrund  

Als Küstenstadt wird Rostock im Zuge des Kli-
mawandels mit der Tatsache des ansteigenden 
Meereswasserspiegels konfrontiert.  

Mit dem generell ansteigenden Meereswasser-
spiegel werden auch die Auswirkungen auf die 
wasserwirtschaftlichen Anlagen zunehmen, ge-
rade im Zuge von Sturmfluten, deren Eintritts-
wahrscheinlichkeit sich erhöhen wird. Daher 
spielt der Küstenhochwasserschutz eine zu-
nehmend wichtigere Rolle.  

Diese hoheitliche Landesaufgabe kann nur 
funktionieren, wenn auch die wasserwirtschaft-
lichen Anlagen in den zu schützenden Berei-
chen entsprechend angepasst werden, z. B. 
das Absperren von Kanälen oder die aktive Nie-
derschlagsentwässerung von geschützten Be-
reichen. 

Detailbeschreibung 

Eine wichtige Maßnahme für den Küstenschutz 
in Rostock ist aktuell die sich gerade in der Re-
alisierung befindliche Hochwasserschutzan-
lage im Stadthafen Rostock (Fläche 5, Umset-
zungszeitraum ab 2027).  

Die ca. 3,5 km Schutzwand wird dabei 20 aus-
laufende Niederschlagswasserkanäle queren, 
die zur Sicherstellung einer Funktionalität im 
Eintrittsfall eines Hochwassers mit Hilfe von Ab-
sperrarmaturen geschlossen werden müssen. 
Diese notwendige Anpassung wird derzeit auf 
ca. 45 Mio. EUR geschätzt. Ergänzend könnten 
zukünftig Pumpwerke zur Sicherstellung einer 
Niederschlagsentwässerung im Hochwasser-
fall in diesem Bereich notwendig werden (Kos-
tenschätzung derzeit ca. 24 Mio. EUR).  

Nur durch die Anpassung der wasserwirtschaft-
lichen Anlagen wird die Küstenschutzanlage 
des Landes ihre Schutzwirkung auf Menschen 
und Sachwerte in Rostock entfalten können.  
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2.14 Tram West

Eckwerte 

  

Handlungsfeld Öffentliche Mobilität 

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont 2024 bis 2035 

Investitions- 
volumen 100 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel 

67,5 Mio. EUR (Bund) 
plus ggf. 13,5 Mio. 

EUR (Land) möglich 
 
Hintergrund 

Die Bürgerschaft hat die Verwaltung und die 
Rostocker Straßenbahn AG im November 2023 
mit der gemeinsamen Planung der Straßen-
bahnneubaustrecke im Korridor West (Zoo -
Barnstorfer Ring – Groß Schwaßer Weg – Edel-
weißweg – Goerdelerstraße – Braesigplatz) be-
auftragt. Die Vorplanung ist nach einem um-
fangreichen Variantenvergleich unter Bürgerbe-
teiligung abgeschlossen. Die Netzerweiterung 
ist Priorität 1 gemäß Nahverkehrsplan (siehe 
2023/BV/4654). 

Detailbeschreibung 

Die TRAM WEST stellt aus stadtplanerischer 
Sicht eine wesentliche strategische Investition 
in die zukünftige Entwicklung Rostocks in den 
nächsten Jahrzehnten dar: Sie stärkt den öf-
fentlichen Verkehr und unterstützt die von der 
Bürgerschaft beschlossene Mobilitätswende. 
Der Stadtteil Reutershagen mit 17.000 Einwoh-
nern, das sich in den nächsten Jahren erwei-
ternde Uniklinikum als einer der größten Arbeit-
geber Rostocks sowie der Zoo als touristischer 

Aufkommensschwerpunkt werden von der Neu-
baustrecke stark profitieren. Ein sehr gut aus-
gebauter ÖPNV ist entscheidend für die Attrak-
tivität der Stadt und der Region. Er bildet einen 
äußerst relevanten Standortvorteil für Wirt-
schaft und Tourismus und fördert die weitere 
positive Entwicklung. Zudem erhöht die Neu-
baustrecke die Resilienz des Gesamtverkehrs-
netzes, indem sie zusätzliche Verbindungen 
schafft und die Abhängigkeit von einzelnen 
Achsen reduziert. Der Park & Ride Platz Groß 
Schwaßer Weg wird mit der Anbindung der 
TRAM WEST erstmals seine Wirkung entfalten. 
Die TRAM WEST stärkt nicht nur die Mobilität, 
sondern wirkt sich auch wirtschaftlich aus: 
Durch die Einsparung von bis zu 10 Bussen und 
einer effizienteren Netzstruktur können die jähr-
lichen Betriebskosten um rund 1,85 Mio. EUR 
reduziert werden.  

Über das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG) lassen sich 75 % der zuwen-
dungsfähigen Kosten für das Projekt über finan-
zielle Mittel des Bundes fördern. Die bisherigen 
Berechnungen zum volkswirtschaftlichen Nut-
zen (siehe 2023/BV/4638) sowie erste Gesprä-
che mit dem Fördermittelgeber des Bundes be-
stätigen die sehr gute Förderfähigkeit des Pro-
jektes. Aufgrund des sehr guten Nutzen-Kos-
ten-Faktors der Neubaustrecke können über 
das Projekt TRAM WEST weitere dringend er-
forderliche Sanierungs- und Ausbaumaßnah-
men im Bestandsnetz gefördert werden. Diese 
Maßnahmen sind in den kommenden Jahren 
auch ohne den Netzausbau, aber dann mit ei-
ner deutlich geringeren Förderquote (in Abhän-
gigkeit der Entwicklung der Förderprogramme 
auch komplett ohne Förderung) zu realisieren. 
Dazu gehören der Ausbau der Parkstraße, der 
Streckenabschnitt zwischen Platz der Jugend 
und Zoo sowie die Sanierung der Doberaner 
Straße. In allen benannten Abschnitten ist die 
Gleisinfrastruktur vor ca. 30 Jahren das letzte 
Mal grundhaft erneuert worden und nähert sich 
dem Ende der Lebensdauer.  Dies trägt mittel-
fristig zu einer Entlastung des Zuschussbedarfs 
der RVV und damit des städtischen Haushaltes 
der HRO bei.  
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2.15 Klimaneutrale Busbeschaffungsstrategie einschließlich Ladeinfrastruktur

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Öffentliche Mobilität 

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2045 

Investitions- 
volumen 

ca. 83 Mio. EUR, inkl. 
22 Mio. EUR bereits 

getätigter Investitionen 

Anteil Förder-
mittel 

voraussichtlich  
insgesamt  

22,3 Mio. EUR  
 
Hintergrund 

Im Jahr 2021 hat der Aufsichtsrat die Busbeschaf-
fungsstrategie der RSAG bis zum Jahr 2035 be-
schlossen. Der Nahverkehrsplan hat ebenfalls die 
Klimaneutralität der Flotte verankert, basierend auf 
dem Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetz. 
Auf dieser Grundlage beschafft die RSAG seit 
2023 ausschließlich klimafreundliche Busse in 
Form von Elektro- oder Biomethanbussen. Hierfür 
wurde in den letzten Jahren schrittweise u.a. der 
Busbetriebshof ertüchtigt: Eröffnung Biomethan-
Tankstelle (2023), Bau eines Carportdachs 
(2023/2024), die schrittweise Errichtung der Lad-
einfrastruktur (1. Bauabschnitt 2023, 2. Bauab-
schnitt 2025) sowie Inbetriebnahme Lademanage-
mentsysteme (2023) und Erweiterung des Be-
triebshofmanagementsystems um Modul (eDMS) 

u.a. mit Schnittstelle zum Last- und Lademanage-
mentsystem (Projektzeitraum 2024 bis 2026), ggf. 
zukünftige Errichtung einer PV-Anlage auf dem 
Carportdach. 

Es wird eine rollierende Busbeschaffung von jähr-
lich ca. 6 - 7 Bussen verfolgt. Die Busse werden 
als wirtschaftliches Optimum regulär 12 Jahre, in 
Ausnahmen bis zu 14 Jahre genutzt. Der Nahver-
kehrsplan (siehe 2023/BV/4654) der HRO sieht 
vor, dass die Busse dieses definierte Höchstalter 
nicht überschreiten dürfen. Eine Überschreitung 
wirkt sich im Rahmen der Qualitätskriterien nega-
tiv (Malusregelung) auf die RSAG aus. 

Detailbeschreibung 

Bei der Elektrifizierung der Busflotte setzt die 
RSAG auf Depotladung und nicht auf Ladevor-
gänge auf Strecke. Durch den Mix von Biome-
than- und Elektro-Bussen wird zum einen der 
für Elektro-Busse höhere Investitionsaufwand 
gestreckt und zum anderen wird dadurch der 
technische Entwicklungsstand, insbesondere 
hinsichtlich Reichweite von Elektro-Bussen be-
rücksichtigt. Die Biomethanbusse ersetzen in 
ihrer Reichweite (400 bis 450 Kilometer) 1:1 ei-
nen Dieselbus und sind auch wirtschaftlich ei-
nem Dieselbus ähnlich. Bei Elektro-Bussen ist 
die Reichweite derzeit je nach Bauart auf 260 
bis 290 Kilometer begrenzt, so dass damit nicht 
alle Umläufe bei einer nächtlichen Depotladung 
elektrisch gefahren werden können. Hier sind 
aber technische Fortschritte in der Batterietech-
nik zu beobachten. Ab voraussichtlich 2030 ist 
keine Beschaffung von Biomethan-Bussen und 
Dieselbussen möglich (siehe Clean Vehicles 
Directive (CVD)). Dann soll die Flotte schritt-
weise auf rein elektrisch umgestellt werden. 

Im Jahr 2025 wurde abweichend von der klima-
neutralen Busbeschaffungsstrategie beschlos-
sen, für das Black-Out-Szenario letztmalig im 
Jahr 2029 10 Dieselbusse zu beschaffen, so 
soll ein kleiner Grundstock an Fahrzeugen für 
Evakuierungen im Notfallszenario auch nach 
2034 zur Verfügung stehen.  

Der Bushof wird damit über das Jahr 2034 drei 
Antriebsarten einschließlich der erforderlichen 
Tank- und Ladeinfrastruktur beherbergen: für 
10 Dieselbusse, 34 Biomethanbusse und ca. 41 
Elektro-Busse.  
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2.16 Zyklische Straßenbahnbeschaffung

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Öffentliche Mobilität 

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont erneut 2034; dann 
2044, 2054 

Investitions- 
volumen 

mindestens  
200 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel 

voraussichtlich keine 
Fördermittel 

 
Hintergrund 

Straßenbahnen sind ein langlebiges Wirt-
schaftsgut, das eine betriebsgewöhnliche Nut-
zungsdauer von 30 Jahren hat. Die RSAG hat 
im Jahr 2025 die erste von 30 neuen Straßen-
bahnen erhalten. Damit sollte die Flotte von 40 
6N1-Fahrzeugen, die in den 1994 angeschafft 
wurde, ersetzt werden. Aus Haushaltsgesichts-
punkten wurde entschieden, das 10 von den 40 
Bahnen generalsaniert werden. Diese 10 gene-
ralsanierten Bahnen wurden technisch für 10 

Jahre ertüchtigt. Eine Sanierung der Elektrik er-
folgte nicht, sondern das Konzept basiert da-
rauf, dass die Ersatzteile aus den 30 durch 
neue ersetzte Bahnen gewonnen werden. Inso-
fern müssen die 10 generalsanierten Bahnen 
im Jahr 2034 durch neue Bahnen ersetzt wer-
den, da eine weitere technische Verlängerung 
der Nutzungsdauer betriebswirtschaftlich nicht 
sinnvoll ist.  

Detailbeschreibung 

Eine rollierende Bahnbeschaffung wie bei den 
Bussen ist angesichts der Stückzahl nicht mög-
lich. Insofern konzentriert sich die Beschaffung 
auf möglichst große Losgrößen. Gleichzeitig 
kann damit auch außerhalb der Beschaffungs-
zyklen keine Bahn nachgeordert werden, um 
möglicherweise gestiegene Nachfrage zu kom-
pensieren. 

2034 ist das Jahr, in dem die 10 Bahnen ersetzt 
werden müssen. Voraussichtlich wird diese Tei-
linvestition bei rund 40 Mio. EUR liegen. Eine 
Erhöhung des Bestands ist denkbar, ist aber 
abhängig von der Nachfrage- und Haushalts-
entwicklung. Zu den jeweiligen Beschaffungs-
zeitpunkten wird geprüft, welche technischen 
Neuerungen möglich sind, ob die Anzahl erhöht 
werden muss und inwieweit die Länge der Bah-
nen vergrößert werden kann. Gleichzeitig wird 
das Marktumfeld der Hersteller genau sondiert. 
Aktuell ist erkennbar, dass es Konsolidierungen 
auf dem Fahrzeugmarkt gibt und Raum für 
kleine Stückgrößen aktuell herausfordernd ist. 
Unter 10 Bahnen ist es faktisch nicht möglich 
wettbewerbsfähige Angebote zu bekommen. 
Das Thema autonome Straßenbahnen ist aktu-
ell nicht absehbar. Insgesamt ist die Stückzahl 
an Straßenbahnen zu gering, um hier eine Vor-
reiterposition der Fahrzeughersteller zu erken-
nen. Bevor autonome Fahrzeuge nicht im allge-
meinen Fahrzeugmarkt gängig sind, wird es auf 
dem Straßenbahnmarkt vermutlich keine auto-
nomen Fahrzeuge geben. Sehr wohl werden 
die nächsten Fahrzeuggenerationen um teilau-
tonome Systeme ergänzt werden.
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2.17 PV-Anlage Parkentin

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Abfallwirtschaft sowie 
Strom und Stromnetze 

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2029 

Investitions- 
volumen 15 Mio. EUR 

Anteil Förder-
mittel keine Fördermittel 

 
Hintergrund  

Die mit der Nachsorge der stillgelegten Depo-
nie der Hansestadt Rostock in der Gemeinde 
Bartenshagen-Parkentin beauftragte Stadtent-
sorgung Rostock GmbH plant die Errichtung ei-
ner Freiflächenfotovoltaikanlage (FFVA) auf 
dem Deponiekörper. 

Bislang wurde in bis zu vier Gasmotoren das 
anfallende Deponiegas zur Gewinnung von 
Strom genutzt. Die Gasentwicklung ist in den 
vergangenen Jahren weitgehend abgeklungen 
und der Methangehalt so weit gesunken, dass 
eine Nutzung in Gasmotoren nicht mehr mög-

lich ist. Die Setzungen des Deponiekörpers ha-
ben so weit abgenommen, dass die Fläche jetzt 
für die Nutzung einer FFVA geeignet ist. 

Detailbeschreibung 

Südöstlich der Ortschaft Parkentin befindet sich 
die seit 1999 stillgelegte Deponie, die in der lau-
fenden Nachsorgephase durch die Stadtentsor-
gung Rostock GmbH im Auftrag der Hansestadt 
Rostock betreut wird.  

Das Deponiegelände umfasst eine Gesamtflä-
che von rund 19,5 ha mit einer NW-SO Ausrich-
tung.  

Im Rahmen der Erstellung eines Planungskon-
zeptes für die Errichtung einer FFVA auf dem 
rekultivierten Ablagerungskörper der Deponie 
wurde ein Anlagen-Konzept mit einer Ge-
samtnennleistung von bis zu 14,3 MWp als re-
alisierbar ermittelt.  

Die über Modultische zusammengefassten PV-
Module ergeben nach Fertigstellung eine Ge-
samtfläche von bis zu 68.000 m². 

Für die FFVA ist eine voraussichtliche Betriebs-
zeit von mindestens 20 Jahren (maximal 30 
Jahren) vorgesehen. Es ist geplant, die von der 
FFVA erzeugte Energie im Bilanzkreis der Han-
sestadt Rostock bzw. der RVV-Holding zu nut-
zen. Gleichzeitig ist eine Eigenstromversor-
gung des vor Ort befindlichen Kompostwerkes 
sowie die Ladung von Entsorgungsfahrzeugen 
am Standort geplant. 

Die besondere Beschaffenheit des Deponiekör-
pers mit seinem mehrschichtigen Aufbau des 
Oberflächenabdichtungssystems stellt sowohl 
die Bauausführung als auch die Projektbetreu-
ung vor anspruchsvolle Aufgaben. 

Um sicherzustellen, dass durch die Errichtung 
der FFVA keine Komponenten der Deponie be-
einträchtigt oder beschädigt werden, ist eine 
besonders schonende Umsetzung erforderlich. 
Daher erfolgt die Installation der Solarmodule 
mit sehr flachen Aufständerungen und unter be-
sonderer Berücksichtigung des Schutzes der 
Oberfläche.
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2.18 Umstellung Fahrzeuge auf CO2-neutrale Antriebe

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Abfallwirtschaft  

Federführen-
des 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2045 

Investitions- 
volumen 

10 Mio. EUR zzgl.  
2 Mio. EUR bereits ge-

tätigter Investitionen 

Anteil Förder-
mittel bisher: 0,8 Mio. EUR 

 
Hintergrund  

Zum Erreichen der Umwelt- und Klimaziele 
(Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetz, 
Deutschlands Klimaziel „Treibhausgasneutrali-
tät 2045“) ist die Stadtentsorgung Rostock 
GmbH laufend bestrebt, ihre betrieblichen Pro-
zesse, Energieverbräuche sowie die einge-
setzte Technik kontinuierlich zu optimieren. Der 
Kraftstoffeinsatz für den Betrieb des Fuhrparks 
stellt dabei den größten Energieverbrauch bei 
der Stadtentsorgung Rostock GmbH dar und ist 
gleichzeitig ein wesentlicher Faktor in der CO₂-
Bilanz des Unternehmens. 

Die Verringerung von CO₂-Emissionen durch 
den Ersatz fossilen Dieselkraftstoffs mit alter-
nativen und erneuerbaren Energieträgern stellt 

einen wichtigen Schritt hin zu einer nachhalti-
geren und umweltfreundlicheren Zukunft dar.  

Detailbeschreibung 

Vor diesem Hintergrund verfolgt die Stadtent-
sorgung Rostock GmbH das Ziel, den Anteil 
von Fahrzeugen mit alternativen Antriebstech-
nologien im Fuhrpark schrittweise zu erhöhen 
und bis zum Jahr 2025 vollständig umzustellen. 
Grundsätzlich wird daher bei jeder Fahrzeugbe-
schaffung geprüft, inwieweit der Einsatz alter-
nativer Antriebe oder Kraftstoffe bereits möglich 
und sinnvoll ist. Dabei erfolgt stets eine Abwä-
gung zwischen Wirtschaftlichkeit, Einsatzfähig-
keit im operativen Betrieb sowie den geltenden 
rechtlichen Rahmenbedingungen. 

Im Bereich Entsorgung wurden im Jahr 2025 
drei Abfallsammelfahrzeuge mit Elektroantrieb 
angeschafft. Für diese Investition konnte das 
Unternehmen bereits erfolgreich Fördermittel 
einwerben. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, eine geeig-
nete Ladeinfrastruktur für den Betrieb dieser 
sowie weiterer elektrisch betriebener Fahr-
zeuge zu planen und umzusetzen. Auch hierfür 
liegt bereits ein entsprechender Zuwendungs-
bescheid über Fördermittel vor, sodass die 
nächsten Schritte gezielt angegangen werden 
können. 

Eine zentrale Herausforderung bei der schritt-
weisen Ablösung von Dieselfahrzeugen besteht 
in der Sicherstellung der Verfügbarkeit und 
Leistungsfähigkeit geeigneter alternativer An-
triebstechnologien. Gleichzeitig ist davon aus-
zugehen, dass die Umstellung zunächst mit 
spürbaren Mehrkosten verbunden sein wird. 
Diese ergeben sich nicht nur aus höheren An-
schaffungskosten für die Fahrzeuge selbst, 
sondern auch aus zusätzlichen Investitionen in 
die notwendige Infrastruktur sowie aus betrieb-
lichen Anpassungen, etwa durch längere Lade-
zeiten im Vergleich zu herkömmlichen Betan-
kungsvorgängen. 

Besonders anspruchsvoll gestaltet sich die Um-
stellung im Bereich des Winterdienstes. Hier 
muss auch unter schwierigen Witterungsbedin-
gungen jederzeit eine hohe Einsatzbereitschaft 
und Zuverlässigkeit der Fahrzeuge gewährleis-
tet bleiben. 
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2.19 Sanierung Hafeninfrastruktur und Warnowpier

Eckwerte 

 

Handlungsfeld Hafenwirtschaft  

Federführendes 
Unternehmen  

Zeithorizont bis 2045 

Investitions- 
volumen bis zu 100 Mio. EUR 

Anteil Fördermit-
tel 75 % 

 
Hintergrund 

Der Rostocker Fracht- und Fischereihafen setzt 
mit seinen nachhaltigen Investitionen in die Inf-
rastruktur einen wichtigen Schritt in Richtung 
Klimaneutralität. Die Sanierung der Kaikanten, 
Straßen und Gleise schafft die Basis für einen 
emissionsarmen Gütertransport, wodurch Lo-
gistikketten stabil und langfristig nutzbar für 
jede Art von Warentransport bleiben.  

Besonders die betriebseigene Gleisinfrastruk-
tur leistet dabei einen entscheidenden Beitrag 
zur Klimaneutralität, da über 70 % des Trans-
portaufkommens im Rostocker Fracht- und Fi-
schereihafen auf die Schiene entfallen.  

Diese Reduktion des CO2-Ausstoßes, gepaart 
mit effizienter Logistik, ist ein Schlüssel zur kli-
mafreundlichen Zukunft.  

Darüber hinaus spielt die sanierte Kaikante 
eine zentrale Rolle einer nachhaltigen Infra-
strukturnutzung, da sie stetige und energieeffi-
ziente Abläufe für größere Schiffsabfertigungen 
ermöglicht. Ein entscheidender Vorteil des Gü-
terverkehrs von Wasserstraße in Verbindung 
mit Gleisverkehr gegenüber den Straßenver-
kehren liegt in der Vermeidung von Staus und 
damit klimaschädlichen Transportineffizienzen. 

Detailbeschreibung 

Mit der Sanierung der Kaikante schafft der 
Rostocker Fracht- und Fischereihafen nicht nur 
eine zukunftsfähige Infrastruktur, sondern ge-
winnt im Rahmen der Modernisierungsmaß-
nahme zusätzlich drei Meter an Land in erster 
Lagerlinie. Diese Erweiterung schafft neue La-
gerkapazitäten direkt am Wasser und erhöht 
somit die Effizienz in der gesamten Logistik-
kette, vor allem bei den Verladeprozessen. Da-
mit können kürzere Transportwege konzipiert 
und unnötiges Umlagern von Waren und Pro-
dukten vermieden werden, was die Transporte-
ffizienz wesentlich verbessert. 

Die Sanierung der Kaikante als wesentlichstes 
Infrastrukturelement zur Nutzung der nachge-
lagerten Flächen und Grundstücke für die je-
weiligen Güterströme ist für jeden Hafenbetrei-
ber essenziell.  

Der Rostocker Fracht- und Fischereihafen ist 
darüber hinaus einer der wenig verbliebenen 
Häfen mit einem eigenen Kühlhaus. Als Dienst-
leister für die Einlagerung von Tiefkühl- und 
Leichtkühlware ist der RFH mittlerweile der 
größte externe Kühlhausstandort im Norden 
von Deutschland und sichert wichtige Versor-
gungsfunktionen innerhalb der Nahrungsmittel-
logistik. Eine energieeffiziente und dauerhafte 
Sanierung des Kühlhauses garantiert die Auf-
rechterhaltung dieser Versorgungsfunktion in 
einer wachsenden Stadt wie Rostock. Gerade 
in Krisenzeiten erlangen derartige Lagerhäuser 
eine besondere Bedeutung und dienen damit 
ebenfalls kurzen und folglich auch emissionsar-
men Güterverkehren.  
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3 Ausblick

3.1 Projektübergreifende Einordnung zur Finanzierung und Wirtschaftlichkeit 

Für die projektübergreifende Einordung der wirt-
schaftlichen Tragfähigkeit der Transformation zur 
nachhaltigen Daseinsvorsorge ist die Eigenkapi-
talquote auf Ebene des RVV-Konzerns eine zent-
rale und relevante Informations- und Steuerungs-
größe. Mit Blick auf die vergangenen fünf bis 
sechs Jahre konnte die Eigenkapitalquote dabei 
stabil bei 37 % gehalten werden – trotz der auf-
grund steigender Investitionstätigkeiten deutlich 
anwachsenden Bilanzsumme. So belief sich das 
bilanzielle Konzerneigenkapital der RVV zum 
31.12.2019 auf 212 Mio. EUR bei einer Bilanz-
summe von 575 Mio. EUR. Zum 31.12.2024 be-
trägt das bilanzielle Eigenkapital der RVV 337 
Mio. EUR bei einer Bilanzsumme von 912 Mio. 
EUR. Die aktuelle Finanzausstattung ist damit 
gut. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich durch 
die initiierten Projekte eine weitere Erhöhung der 
Bilanzsumme bei gleichbleibenden Eigenkapital 
(=planmäßige Verringerung der Eigenkapital-
quote) ergibt.   

Nach Prüfung der laufenden Projekte ergibt 
sich - Stand heute - keine unmittelbare Mittel-
konkurrenz innerhalb des Konzerns (siehe Ab-
bildung 7: Ertrags- und Finanzlage RVV kom-
pakt.). Die Finanzreserven sind so strukturiert, 

dass die Abarbeitung der Projekte bis 2030 ge-
sichert ist. Das strukturelle Defizit seitens 
RSAG von rund 10 Mio. EUR pro Jahr kann 
durch die im Rahmen der Straßenbahnfinanzie-
rung vereinbarten Kostenzuschüsse der HRO 
in gleicher Höhe (zzgl. Inflationsausgleich von 
2,5 %) gemeinsam ausgeglichen werden. Die 
enge Kooperation zwischen RVV und dem Se-
natsbereich Finanzen, Digitalisierung und Ord-
nung hat sich dabei in der Vergangenheit als 
wesentlicher Erfolgsfaktor etabliert. Daneben 
wird in der Mittelfristplanung von einer wettbe-
werbsfähigen Steigerung von Entgelten, Ge-
bühren und sonstigen Endkundenpreisen im 
Rahmen der allgemeinen Inflationsentwicklung 
ausgegangen. 

Der Status quo sowie die Mittelfristplanung bis 
2030 stellen dabei dennoch eine Momentauf-
nahme mit dem Blick auf das langfristige Ziel 
bis 2045 dar. So ist bereits in der Mittelfristpla-
nung der RVV davon auszugehen, dass die Ei-
genkapitalquote bis 2030 auf bis zu 30 % abfällt 
– sowohl unter Berücksichtigung der hier vor-
gestellten Projekte zur nachhaltigen Daseins-
vorsorge, als auch aus der laufenden Investiti-
onstätigkeit weiterer Projekte, zum Beispiel zur 

Erfolgslage RVV in TEUR V-IST Planung
2025 2026 2027 2028 2029

Ergebnis RVV 2.594–         297–                 314–                 331–                 349–                 
Ergebnis ÖPNV 5.778–         29.811–         32.846–         25.046–         25.135–         
Beteiligungserträge NW/SR 2.530+         2.683+            2.683+            2.783+            2.783+            
Ergebnis SWRAG 24.300+      19.000+         19.900+         22.700+         17.600+         
Jahresüberschuss RVV 18.458+      8.425–            10.577–         106+                 5.101–            

Finanzlage RVV in TEUR V-IST Planung
2025 2026 2027 2028 2029

operativer CashFlow 2.824–         23.877–         26.544–         25.301–         23.499–         
CashFlow Investitionen 7.580–         21.827–         2.898+            2.498+            2.998+            
CashFlow Finanzierung 13.460+      3.796+            10.311+         21.651+         13.643+         

Finanzmittel 1.1. 69.796+      72.852+         30.944+         17.609+         16.457+         
Veränderung 3.056+         41.908–         13.335–         1.152–            6.859–            
Finanzmittel 31.12. 72.852+      30.944+         17.609+         16.457+         9.598+            

Abbildung 8: Ertrags- und Finanzlage RVV kompakt 
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Erneuerung von weiteren Infrastrukturen im An-
lagevermögen der RVV, beispielsweise für be-
stehende Straßenbahnstrecken oder auch im 
Ausbau des Breitbandnetzes außerhalb des 
Fokusbereichs dieses vorliegenden Berichts 
zur nachhaltigen Daseinsvorsorge.  

Dabei stellt die bereits mittelfristig erwartete Ei-
genkapitalquote von 30 % eine kritische Marke 
dar, die nicht weiter zu unterschreiten ist, um 
die Finanzierungsfähigkeit der RVV auf dem 
Bankenmarkt weiter zu sichern. Maßgeblich für 
die Zukunft ist damit weiter der auf RVV-Ebene 
etablierte Prozess der Wirtschaftsplanung über 
alle Handlungsfelder und Tochterunternehmen 
hinweg, der die Bedarfe konsolidiert und in der 
Mittelfrist für die nächsten 4 bis 5 Jahre abbildet 
und schließlich weiter mit der Haushaltspla-
nung der HRO verzahnt.  

Während die Finanzierung der Transformati-
onsprojekte bis 2030 gesichert ist, entsteht im 
Zeitraum 2030 bis 2045 auf Ebene der RVV im 
Ergebnis ein sehr hoher zusätzlicher Investiti-
onsbedarf, dessen Deckung aktuell noch nicht 
abschließend beurteilbar ist. Allein für den Um-
bau der Wärmeversorgung durch die SWRAG 
wird ein Finanzierungsvolumen von 1 bis 
2 Mrd. EUR ab 2030 prognostiziert. 

Damit ist klar: Eine nachhaltige Daseinsvor-
sorge der HRO kann bis 2030 mit der bestehen-
den Finanzarchitektur getragen werden. Für 
den Zeitraum 2030–2045 sind jedoch neue Fi-
nanzierungsmodelle, moderne Förderstrate-
gien und weiterentwickelte kommunalpolitische 
Vereinbarungen erforderlich, um die langfristige 
Transformation der Daseinsvorsorge nachhal-
tig abzusichern. 

Daneben erfordert auch die Umsetzung der 
Vorhaben bis 2030 neben der Finanzierung 
gleichermaßen ausreichende personelle Kapa-
zitäten von Planung über Genehmigungen, 
Ausführung und Begleitung von Bauprojekten 
bis zur Inbetriebnahme und laufenden Betrieb.   

Eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung und Priori-
sierung einzelner Projekte der nachhaltigen Da-
seinsvorsorge erfolgt dabei weiter parallel auf 
Ebene der Planungsprojekte bzw. einzelner 
Transformationsprojekte. Dabei erfolgen Kos-
tenschätzungen und Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen seitens der Tochterunternehmen 
stets in enger Abstimmung mit den beteiligten 

kommunalen Gremien und betroffenen Akteu-
ren sowie überregionalen Fördermittelgebern 
mit Blick auf die komplexen und Handlungsfeld-
spezifischen Anforderungen, die dieser Bericht 
in den obigen Abschnitten im Detail beschreibt.  

Dieses Vorgehen – aus Finanzierung auf RVV-
Ebene und Priorisierung innerhalb der Tochter-
unternehmen und sektoralen Handlungsfelder 
– stellt sicher, dass optimale wirtschaftliche Ent-
scheidungen im Einklang mit den Zieldimensio-
nen zur Sicherstellung Daseinsvorsorge und 
Erreichung der Klimaneutralität bis 2045 getrof-
fen werden können. Der ETS 2 wird dabei vo-
raussichtlich ab 2028 weitere marktwirtschaftli-
che Signale setzen, die entsprechend in der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einzelner Pro-
jekte, sowie der Ausgestaltung des Ambitions-
grads der Transformationsprozesse in Abwä-
gung der Teilziele über die Handlungsfelder hin-
weg Berücksichtigung finden. 

Nach aktuellem Planungsstand werden dabei bis 
2030 planmäßig „nur“ rund 30 % der Treibhaus-
gasreduktion auf dem Gesamtpfad bis 2045 er-
reicht. Der Grund hierfür liegt darin, dass zentrale 
Minderungen – insbesondere jene aus dem Be-
trieb der Gas- und Dampfturbinenanlage zur 
Kraft- Wärme-Kopplung mit Strom als „Abfallpro-
dukt“ nur durch einen grundlegenden Umbau des 
Erzeugerparks realisiert werden können. Dieser 
Umbau ist derzeit mit erheblichen Risiken und po-
litischen Unsicherheiten verbunden. So ist bei-
spielsweise offen, ob eine regionale Umsetzung 
unter Nachhaltigkeitsaspekten sinnvoll oder wirt-
schaftlich tragfähig ist, da beispielsweise bundes-
weit der Zubau neuer Gaskraftwerkskapazitäten 
zur Versorgungssicherheit diskutiert wird. Eine re-
gionale Stilllegung der fossilen Erzeugungsanla-
gen der SWRAG zugunsten unsteter erneuerba-
rer Energien ist derzeit weder rechtlich noch wirt-
schaftlich oder systemisch vermittelbar. Hinzu 
kommt, dass das Design eines künftigen Kapazi-
tätsmarktes – einschließlich der Wechselwirkun-
gen mit der Wasserstoffwirtschaft – noch am An-
fang steht. 

In der Phase ab 2030 müssen dabei rund 70 % 
der gesamten Treibhausgasreduktion realisiert 
werden. Der Investitionsbedarf übersteigt den 
heutigen Umfang dabei erheblich. Hinzu kom-
men auch hier Herausforderungen durch regu-
latorische Unsicherheiten wie beispielsweise 
die weitere Ausgestaltung der Bundesförde-
rung für effiziente Wärmenetze oder des Kraft-
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Wärme-Kopplungs-Gesetz, der Aufbau not-
wendiger Kapazitäts- und Wasserstoffmärkte, 
sowie Bau- und Personalengpässe. Zusätzlich 

fehlt es an einer zureichenden Dynamisierung 
der Bundes- und Landesmittel.

3.2 Strategische Schlüsselfaktoren zur Erreichung der Klimaneutralität 

Mit Blick auf die weitere Umsetzung der Transfor-
mation bis 2045 kommt auf Basis der beschriebe-
nen Handlungsfelder, Zielsetzungen, Planungs-
prozesse und Projekte drei Handlungssträngen 
ein besonders Gewicht zu. Sie sind aufgrund des 
Investitionsvolumens, der Bedeutung für die Ver-
sorgung sowie der Emissionsbilanz entlang der 
definierten Ziele von besonderer Bedeutung für 
das Gelingen der Transformation zur nachhalti-
gen Daseinsvorsorge in Rostock. 

Diese Handlungsstränge lassen sich im Aus-
blick entsprechend zu Strategieübergreifenden 
Schlüsselfaktoren zusammenfassen (siehe 
Abbildung 8). Hierbei sind besondere beglei-
tende Maßnahmen in der Steuerung und Koor-
dination zwischen Hanse- und Universitätsstadt 
Rostock, RVV und Unternehmen gefordert. 
Diese bilden das notwendige Fundament über 
alle Handlungsfelder, Planungsprozesse und 
Projekte hinweg für das Gelingen der Errei-
chung der Klimaneutralität bis 2045 (siehe auch 
erneut Abbildung 2). 

Dekarbonisierung des Erzeugerparks 

Der Umbau des Erzeugerparks bildet den größ-
ten Hebel zur Dekarbonisierung und entschei-
det maßgeblich über die Erreichung der Kli-
maneutralität bis 2045. Die Kapazität des Er-
zeugerparks muss dabei sowohl für die heute 
angeschlossenen Gebäude als auch für die im 
kommunalen Wärmeplan langfristig definierten 
Zielanschlussgebiete ausgelegt sein. Wie an 

verschiedenen Stellen zuvor beschrieben, be-
finden sich bereits mehrere Projekte zum Um-
bau des Erzeugerparks in Umsetzung.  

Gleichzeitig erfordern offene technologische, 
regulatorische und wirtschaftliche Fragen in der 
weiteren Dekarbonisierung des Erzeugerparks 
nach vorne bis 2045 eine adaptive Planung als 
übergeordnetes Steuerungsprinzip.  

Verwaltung, RVV und SWRAG verfolgen dieses 
Prinzip in der Fortschreibung der Wärme- und 
Transformationspläne, um die Wirtschaftlich-
keit, Versorgungssicherheit und Einhaltung der 
gesetzlichen Emissionsminderungsziele si-
cherzustellen. Haushaltsplanung auf Seiten der 
Hanse- und Universitätsstadt, Wirtschaftspla-
nung seitens RVV und SWRAG sowie die Mög-
lichkeit zur Bündelung von Maßnahmen für bis 
zu fünf Jahre im Rahmen der BEW-Förderung 
bilden dabei einen wesentlichen „Grundtakt“ 
der weiteren Planung.  

Für die einzelnen Projekte soll zur Priorisierung 
ein langfristig ausgerichtetes Programmma-
nagement noch weiter gemeinsam intensiviert 
werden. Grundlage ist dabei eine Härtegradlo-
gik für das gesamte Projektportfolio aus Projek-
ten aller Leistungsphasen. Mit jedem „Härte-
grad“ werden technische Reife, rechtliche Rah-
menbedingungen und Finanzierungsfähigkeit 
fortlaufend belastbarer und konkreter. Gleich-
zeitig werden die Rahmenbedingungen, die ein 
Projekt erfüllen muss, um in die nächste Stufe 
überführt zu werden, laufend entsprechend des 
Gesamtportfolios und den Anforderungen an 

Umbau und Dekarbonisierung 
des Erzeugerparks

Aus- und Umbau der 
Versorgungsnetze 

Dekarbonisierung 
des Erzeugerparks

Transformation der 
nachhaltigen 

Daseinsvorsorge

Aus- und Umbau der 
Versorgungsnetze 

Koordination von Planungs-
und Bauvorhaben

Abbildung 9: Schlüsselfaktoren der Transformation der nachhaltigen Daseinsvorsorge 
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Emissionsminderung, Wirtschaftlichkeit und 
Versorgungsbedarfe geschärft.  

Diese Logik schafft kontinuierlichen Fortschritt 
trotz unvermeidbarer Unsicherheiten und stellt 
sicher, dass die initial identifizierten „No-Reg-
ret“-Maßnahmen laufend um weitere Maßnah-
men ergänzt werden, auch wenn sich die 
Schwelle, um als solche Maßnahme zu gelten, 
laufend verschiebt bzw. die Maßnahmen selbst 
weiterentwickeln. 

Aus- und Umbau der Versorgungsnetze  

Aus gesamtstädtischer Sicht ist der Aus- und 
Umbau der Versorgungsnetze ebenfalls ein 
zentraler Schlüsselfaktor der nachhaltigen Da-
seinsvorsorge. Die Netze bilden das infrastruk-
turelle Rückgrat der Transformation. Dabei ste-
hen drei Netzinfrastrukturen im Mittelpunkt: 
Fernwärmenetz, Stromnetz und Gasnetz. 

Der Ausbau des Fernwärmenetzes (bzw. der 
Fernwärmenetze) richtet sich dabei maßgeblich 
nach der kommunalen Wärmeplanung. Dabei 
stellen sich gleich zwei Anforderungen an das 
Fernwärmenetz der Zukunft: Einerseits muss die 
Infrastruktur ausreichend leistungsfähig sein, um 
die veränderten technischen Rahmenbedingun-
gen im Erzeugerpark abzubilden, andererseits 
müssen die Netze so ausgebaut werden, dass die 
im Wärmeplan vorgesehenen Quartiere zuverläs-
sig angebunden werden können. Auf Erzeuger-
parkseite sind dabei relevante Veränderungen die 
Systemtemperatur, eine stärkere Dezentralisie-
rung der Einspeisepunkte oder auch der Einsatz 
großer thermischer Speicher.  

Parallel dazu gewinnt der Ausbau des Strom-
netzes entscheidend an Bedeutung. Dekarbo-
nisierung in den Handlungsfeldern Wärme, öf-
fentlicher Nahverkehr sowie Abfallentsorgung 
ist maßgeblich abhängig von fortschreitender 
Elektrifizierung. Der Erfolg in diesen Hand-
lungsfeldern hängt somit wesentlich davon ab, 
die erforderlichen Netzanschlüsse und Vertei-
lungskapazitäten sicherzustellen. Dabei sind 
die Gesamtinteressen bei öffentlichen Vorha-
ben abzuwiegen.  

Final stellt sich für das Gasnetz perspektivisch die 
Frage seiner zukünftigen Rolle im Rahmen der 
Transformation. Während der Einsatz fossiler 
Gase langfristig zurückgeht, sind für die kommen-
den Jahre klimapolitische, regulatorische und 

technische Rahmenbedingungen noch im Wan-
del. Die zukünftige Entwicklung des Gasnetzes 
gilt es daher entlang gesetzlicher Vorgaben, wirt-
schaftlicher Machbarkeit und technischer Anfor-
derungen zu bewerten und entsprechend auszu-
gestalten. Je nach Ausgestaltung des zukünftigen 
Energiesystems kann das Gasnetz schrittweise 
zurückgebaut oder hinsichtlich alternativer Ein-
satzszenarien geprüft werden. Eine endgültige 
Festlegung bleibt dabei den kommenden bundes-
rechtlichen und technologischen Entwicklungen 
vorbehalten. Das Gasnetz folgt damit deutlich re-
aktiver den Entwicklungen im Fernwärme- und 
Stromnetz. 

Koordination von Planungs- und  
Bauvorhaben 

Aufgrund des Umfangs der Transformation, der 
Vielzahl beteiligter Akteure und parallellaufen-
der Vorhaben bildet die Koordinierung von Pla-
nungs- und Bauvorhaben den dritten Schlüssel-
faktor über die einzelnen Projekte und Pla-
nungsprozesse hinaus.  

Große Infrastrukturvorhaben betreffen dabei 
das Leben vieler Menschen. Baumaßnahmen 
führen zu vorübergehenden Beeinträchtigun-
gen, neue Anlagen verändern möglicherweise 
das Stadtbild. Daher ist es wichtig, die Bürge-
rinnen und Bürger frühzeitig zu informieren und 
einzubeziehen. 

Verschiedene Infrastrukturen beeinflussen sich 
zudem gegenseitig. Wenn ein Wärmenetz aus-
gebaut wird, muss berücksichtigt werden, wo 
Strom-, Wasser- und Gasleitungen sowie Tele-
kommunikationskabel liegen bzw. Straßen-
bahntrassen verlaufen. Entsprechend ist eine 
enge Abstimmung zwischen den verschiede-
nen Infrastrukturbetreibern notwendig.  

Dabei gewinnen gemeinsame Abstimmungsfor-
mate zwischen den Vorhabenträgern im 
RVV-Konzern sowie den involvierten Ämtern 
auf Seite der Verwaltung der Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock an Bedeutung. Dabei 
stimmen sich das Tiefbauamt, SWRAG, RSAG 
und Nordwasser derzeit quartalsweise ab, so-
wie halbjährlich im Rahmen des Verkehrsrats. 

Bei prioritätshohen Einzelmaßnahmen müssen 
alle Beteiligten innerhalb der RVV und die 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock rechtzei-
tig miteinbezogen werden. Einzelmaßnahmen 
bedingen oftmals Folgetätigkeiten der anderen 
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RVV Unternehmen bzw. der Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock, die sowohl planerisch 
als auch finanziell mitberücksichtigt werden 
müssen. Besonders wichtig ist hier eine Orga-
nisationstruktur als Klammer für alle Bauherren 
im Projekt. Die rechtzeitige Klärung von Zustän-
digkeiten gibt den Großprojekten die notwen-
dige Struktur in Bezug auf Verbindlichkeit, die 
Bestandskraft von Entscheidungen und optima-
lem Einsatz von Ressourcen. Eine geeignete 
Maßnahme könnte hier unter anderem die 
Etablierung von Bauherrenverträgen sein.  

Gleichzeitig eröffnen sich durch diese Verzah-
nung auch Synergiemöglichkeiten: Wenn Bau-
arbeiten stattfinden, können möglicherweise 

mehrere Infrastrukturen gleichzeitig erneuert 
oder erweitert werden. Dies spart Kosten und 
reduziert die Beeinträchtigungen für die Bürge-
rinnen und Bürger.  

Ziel ist es damit übergreifend, mit diesem stra-
tegischen Schlüsselfaktor, Bauvorhaben zu 
bündeln, Schnittstellen zu reduzieren und Aus-
wirkungen auf Bürgerinnen und Bürger best-
möglich zu begrenzen und diese rechtzeitig ge-
bündelt über die gesamte Wertschöpfungskette 
zu kommunizieren. 

 

3.3 Weiterer Transformationsfahrplan bis 2045 

Um die Transformation der nachhaltigen Da-
seinsvorsorge auch zukünftig transparent und 
systematisch fortzuschreiben, erfordert es eine 
kontinuierliche, abgestimmte und evidenzba-
sierte Fortschreibung der Planungen auf allen 
relevanten Ebenen.  

Da sich technologische, gesetzliche und wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen fortlaufend 
weiterentwickeln, müssen sowohl die Transfor-
mationspfade als auch die ihnen zugrunde lie-
genden Planungsdokumente regelmäßig über-
prüft, aktualisiert und an neue Erkenntnisse an-
gepasst werden. Die Fortschreibung der Pla-
nungen erfolgt auf zwei Ebenen, nämlich der 
Sektorenebene und der Projektebene. Damit 
diese Fortschreibungen fachlich belastbar erfol-
gen können, ist ein übergreifendes Monitoring 
als dritte Ebene unerlässlich. Dieses richtet sich 

ebenfalls eng an den gesetzlichen Vorgaben 
sowie lokalen Beschlüssen aus.  

Eine schematische Übersicht der verschiedenen 
Planungen, ihrer jeweiligen Fortschreibungszyk-
len sowie der damit verbundenen Berichtspflich-
ten ist in Abbildung 9 obenstehend dargestellt.  

Gemeinsam bilden die sektoralen Fortschreibun-
gen der Leitplanungen, die projektbezogene Kon-
kretisierung sowie das RVV-weite Monitoring und 
Reporting die Grundlage des transparenten Fahr-
plans für eine nachhaltige Daseinsvorsorge der 
Hans- und Universitätsstadt Rostock bis 2045.  

Übergeordnete Planungen 

Auf der Sektorenebene stehen mehrere gesetzlich 
geregelte strategische Planungen, welche den 
Rahmen für alle nachgelagerten Investitionen und 

20452040203520302025
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Berichterstattung an die Bürgerschaft nach 2025/AN/0527

1. Fortschreibung 2. Fortschreibung 3. Fortschreibung 4. Fortschreibung
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Abbildung 10: Fahrplan der nachhaltigen Daseinsvorsorge bis 2045 
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Projekte bilden. Im Wärmesektor stellt der Wärme-
plan Rostock das zentrale Steuerungsinstrument 
dar. Diesen gilt es – basierend auf den Regularien 
des Bundes Wärmeplanungsgesetzes (WPG) – 
fortzuschreiben. Damit wird festgelegt, wie die 
Wärmeversorgung der Stadt bis 2045 treibhaus-
gasneutral ausgestaltet werden soll, einschließlich 
räumlicher Ausweisungen, Versorgungsszenarien 
und Prioritäten für den Ausbau der Netzinfrastruk-
tur. Die Transformationspläne der SWRAG, entste-
hen unmittelbar auf Basis des Wärmeplans bzw. 
dessen Fortschreibung, und beschreiben den kon-
kreten Fahrplan für den klimaneutralen Betrieb der 
Wärmenetze in Rostock bis spätestens 2045. Sie 
verbinden also die strategischen Ziele des Wärme-
plans mit der technischen und wirtschaftlichen Um-
setzbarkeit. Sie beinhalten eine detaillierte Be-
standsanalyse der heutigen Netz- und Erzeu-
gungsstrukturen samt CO₂-Bilanz, definieren klare 
Zeitpfade für die schrittweise Umstellung von fossi-
len Energieträgern auf erneuerbare und unver-
meidbare Wärmequellen sowie die notwendigen 
Investitionen und Finanzierungsstrategien ein-
schließlich relevanter Förderkulissen wie der BEW 
(siehe auch Kapitel 2.1). Die Veröffentlichung der 
Transformationspläne erfolgt unter strikter Beach-
tung aller geltenden Geheimhaltungs- und Veröf-
fentlichungspflichten. 

Im Mobilitätssektor bildet der Nahverkehrsplan 
der Hanse- und Universitätsstadt Rostock die 
maßgebliche Leitplanung. Er legt Ziele, Quali-
tätsstandards und Entwicklungsmaßnahmen 
des ÖPNV fest und definiert damit die Anforde-
rungen an zukünftige Infrastrukturinvestitionen, 
und Dekarbonisierungsmaßnahmen im städti-
schen Verkehrsnetz.  

Für den Stromsektor verpflichtet § 14d Abs. 4  
EnWG die Verteilnetzbetreiber zur Erstellung ei-
nes zweijährlichen Netzausbauplans, der den er-
warteten Elektrifizierungsgrad, Lastzuwächse 
und notwendige Netzausbaumaßnahmen trans-
parent darstellt und damit die technische Grund-
lage für eine sichere und klimaneutrale Energie-
versorgung bildet.  

Detailplanungen auf Projektebene 

Diese sektoralen Pläne strukturieren den Ent-
wicklungsrahmen der Daseinsvorsorge und de-
finieren die langfristigen Leitplanken, innerhalb 
welcher Projekte geplant, priorisiert und umge-
setzt werden. 

 

Auf der Projektebene werden diese Rahmenbe-
dingungen schrittweise in konkrete Maßnah-
men überführt. Machbarkeitsstudien, Ausfüh-
rungs- und Genehmigungsplanungen, Plan-
feststellungsverfahren sowie die fortlaufende 
Konkretisierung großer Infrastrukturvorhaben 
sorgen dafür, dass aus strategischen Leitbil-
dern realisierbare Projekte werden. Beispiele 
hierfür sind die Machbarkeitsstudien zum Fern-
wärmenetz, die Planungs- und Genehmigungs-
prozesse für Tram West sowie die fortlaufende 
Konkretisierung der Bauvorhaben beim Erzeu-
gerpark und den Wärmespeichern. Die Ergeb-
nisse dieser Planungsschritte gilt es dabei 
transparent zu kommunizieren um gegenüber 
der Bürgerschaft, gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern und innerhalb des RVV-Konzerns 
Akzeptanz, Klarheit und Verbindlichkeit im 
Transformationsprozess zu gewährleisten. 

Monitoring und Berichterstattung 

Die dritte Ebene betrifft das Monitoring und Re-
porting der Transformation auf Ebene der 
RVV-Gruppe, also die systematische Erfas-
sung, Bewertung und Fortschreibung aller rele-
vanten Fortschritte. Grundlage hierfür ist der re-
gelmäßige Bericht an die Bürgerschaft gemäß 
Beschluss 2025/AN/0527, der alle drei Jahre 
eine öffentlich nachvollziehbare Darstellung 
des Umsetzungsstands der nachhaltigen Da-
seinsvorsorge fordert. Dieser Bericht umfasst 
zentrale Maßnahmenfortschritte, finanzielle 
Auswirkungen, Zielerreichungsgrade und 
Transparenz über Chancen und Herausforde-
rungen im Gesamtprozess.  

Ergänzt wird dies durch die künftig ver-
pflichtende Nachhaltigkeitsberichterstattung 
gemäß der Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD), die den RVV-Konzern zur 
Berichterstattung nach den European Sustaina-
bility Reporting Standards (ESRS), insbeson-
dere ESRS E1 „Climate Change“, verpflichtet. 
Die CSRD hebt das Reporting auf eine verbind-
liche, EU-weit standardisierte Grundlage, ein-
schließlich Emissionsberichterstattung, Risiko-
bewertungen und Transformationspfaden. 
Durch eine zentrale, konzernweite CSRD-Be-
richterstattung können die Tochterunternehmen 
entlastet werden, während gleichzeitig sicher-
gestellt wird, dass Fortschritte im Bereich De-
karbonisierung, Energieverbrauch und Klimari-
siken systematisch und vergleichbar erfasst 
werden.  
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4 Anhang 

4.1 Abkürzungsverzeichnis 

Abkürzung. Bedeutung 
AWN Abwasserwärmenutzung 
BAFA Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
BEHG Brennstoffemissionshandelsgesetz 
BEW Bundesförderung für effiziente Wärmenetze 
CO2 Kohlenstoffdioxid 
CO2eq Kohlendioxid-Äquivalente 
CSRD Corporate Sustainability Reporting Directive 
EBS Ersatzbrennstoffanlage 
EnWG Energiewirtschaftsgesetz 
ESRS European Sustainability Reporting Standards 
ETS / ETS 1 Europäischer Emissionshandel für Industrie und Energiewirtschaft 
ETS 2 Europäischer Emissionshandel für Gebäude und Straßenverkehr 
EU Europäische Union 
EUR / TEUR Euro (Währungskürzel) / Tausend Euro 
FAK Fernwärmeauskopplung 
Freiflächenfotovoltaik-
anlage FFVA 

GEG Gebäudeenergiegesetz 
GHG Greenhouse Gas (Treibhausgas) 
GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
GW / GWh Gigawatt / Gigawattstunde 
HKW Heizkraftwerk 
HRO Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau 
KSG Bundes-Klimaschutzgesetz 
KWK-GuD Kraft-Wärme-Kopplungs-Gas- und Dampf-Kraftwerk 
LZS Langzeitwärmespeicher 
MW / MWh / MWp Megawatt / Megawattstunde / Megawatt-Peak 
ÖDA Öffentliche Dienstleistungsauftrag 
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
PtH Power-to-Heat 
PV Photovoltaik 
RFH Rostocker Fracht- und Fischereihafen GmbH 
RVV RVV Rostocker Versorgungs- und Verkehrs-Holding GmbH 
RSAG Rostocker Straßenbahn AG 
SDG Sustainable Development Goals (UN-Nachhaltigkeitsziele) 
SR Stadtentsorgung Rostock GmbH 
SWRAG Stadtwerke Rostock AG 
SWRNG Stadtwerke Rostock Netzgesellschaft mbH 
TEHG Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz 
THG Treibhausgas 
WPG Wärmeplanungsgesetz 
WWAV Warnow- Wasser- und Abwasserverband 
VEK Ver- und Entsorgungskonzept 
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